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1. Einleitung 
 

Bis zum Lebensende zu Hause wohnen – das ist der Wunsch von fast 90% der 

über 65-Jährigen in Deutschland. Eine, vom Hamburg Center for Health 

Economics (HCHE) initiierte, repräsentative Befragung dieser 

Bevölkerungsgruppe ergab, dass ein Einzug in ein Pflegeheim nicht zur Präferenz 

der Menschen gehört, die in den nächsten Jahren auf Pflege angewiesen sein 

könnten.1 Dies spiegelt sich in der aktuellen Versorgungssituation wider. Von 

3.414.378 Pflegebedürftigen insgesamt, die Ende 2017 erfasst wurden, werden 

mehr als zwei Drittel zu Hause gepflegt; davon mehr als die Hälfte allein durch 

Angehörige. Die Pflege in vollstationären Einrichtungen nehmen demnach 

818.289 Pflegebedürftige in Anspruch.2 Diese wird als „letzter Ausweg“3 

gesehen, wenn der Pflegeaufwand als nicht mehr zu bewältigen empfunden 

wird.4 Die Struktur der Pflegebedürftigen in vollstationären Einrichtungen (im 

Folgenden auch Bewohner genannt) hat sich in den letzten Jahrzehnten in Bezug 

auf bestimmte Merkmale enorm verändert. Die demographische Entwicklung 

Deutschlands, der medizinisch-technische Fortschritt sowie gesundheits- und 

pflegepolitische Entscheidungen haben eine versorgungsintensive 

Bewohnerschaft zur Folge. Den wachsenden Bedarfen an pflegerischer Arbeit in 

zahlenmäßiger sowie qualitativer Hinsicht steht eine, schon heute, nicht 

ausreichende Zahl an Pflegefachkräften gegenüber.5  

Die stationäre Altenpflege steht heute und in Zukunft einer Vielzahl von 

Herausforderungen gegenüber. Die angemessene personelle Ausstattung der 

stationären Pflegeeinrichtungen stellt eine der größten dieser 

Herausforderungen dar. Geeignete Methoden, um den Personalbedarf 

feststellen zu können, wurden bereits vor Inkrafttreten der Pflegeversicherung 

diskutiert.6 Bis heute, knapp 25 Jahre nach Einführung der Pflegeversicherung, 

                                                           
1 Vgl. Hajek et al. 2018, S. 685ff.  
2 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.) 2018, S. 8  
3 Vgl. Kolland 2006, S. 11 
4 Vgl. Haumann 2018, S. 64f. 
5 Vgl. Becker 2012, S. 17 
6 Vgl. Dahlem 1992, S. 37f.  



2 
 

existiert kein wissenschaftlich fundiertes Verfahren zur bundeseinheitlichen 

Personalbemessung.7 Anstelle dessen beruht die personelle Ausstattung, unter 

Berücksichtigung der jeweiligen Personalverordnung des Bundeslandes, auf 

Rahmenverträgen die zwischen den Landesverbänden der Pflegekassen und den 

Vereinigungen der Träger der Pflegeeinrichtungen ausgehandelt werden.8 Hier 

kommt es seit der Föderalismusreform zu teils erheblichen Unterschieden auf 

Länderebene, die angesichts des bundeseinheitlichen Leistungssystems der 

Pflegeversicherung nicht gerechtfertigt sind.9 15 Jahre nach der geplanten 

Einführung des kanadischen Personalbemessungssystems PLAISIR, ordnet der 

Gesetzgeber mit Verabschiedung des Pflegestärkungsgesetzes (PSG) II und des 

neu hinzugefügten § 113c SGB XI erstmals die Entwicklung und Erprobung eines 

wissenschaftlich fundierten Verfahrens zur einheitlichen Bemessung des 

Personalbedarfs in Pflegeeinrichtungen an, welches bis zum 30. Juni 2020 

vorliegen soll.10  

Nach Inkrafttreten des PSG II zum 1. Januar 2017 und der gemeinsamen 

Verständigung über die Entwicklung eines Verfahrens zur bundeseinheitlichen 

Personalbemessung, wurden weitere Gesetze und Verordnungen 

verabschiedet, die die personelle Ausstattung in Pflegeinrichtungen und 

geriatrische Stationen in Krankenhäusern betreffen. Das Sofortprogramm Pflege 

der Bundesregierung und das zugehörige Pflegepersonal-Stärkungsgesetz 

(PpSG), das am 1. Januar 2019 in Kraft getreten ist, refinanziert zusätzliche 

Stellen für Pflegefachkräfte, um den erhöhten behandlungspflegerischen 

Aufwand in Pflegeheimen decken zu können. Mit diesem Gesetz reagiert die 

Bundesregierung auf die Arbeitsverdichtung in Einrichtungen der stationären 

Altenpflege.11 Parallel tritt am 1. Januar 2019 die Verordnung über personelle 

Anforderungen für unterstützende Einrichtungen (NuWGPersVO) nach dem 

                                                           
7 Vgl. Plantholz 2018b, S. 1437ff. 
8 Vgl. Plantholz 2018a, S. 997ff. 
9 Vgl. Rothgang 2018, S. 27 
10 Vgl. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur 
Änderung weiterer Vorschriften, S. 103f. 
11 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Pflegepersonals (Pflegepersonal-Stärkungsgesetz 
– PpSG), S. 1 
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Niedersächsischen Gesetz über unterstützende Wohnformen (NuWG) in Kraft, 

die eine Lockerung der Fachkraftquote vorsieht und dafür aktuell in der Kritik 

steht.12 Die Niedersächsische Pflegekammer lehnt die NuWGPersVO ab, die mit 

einem Ausweiten der Fachkraftquote auf andere Bereiche der Pflege nicht mehr 

ihrem eigentlichen Zweck, dem Sicherstellen des 50% Anteils an 

Pflegefachkräften, dient. Weiter kritisiert die Pflegekammer die Anrechnung von 

Pflegeassistenten an die Fachkraftquote und sieht die Qualität der Versorgung 

gefährdet.13  

Hinzu kommen weitere aktuelle politische Entscheidungen. Das Inkrafttreten 

der Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung (PpUGV) für pflegesensitive 

Bereiche der Krankenhäuser, die für geriatrische Stationen hinsichtlich der 

Qualifikation des vorzuhaltenden Personals einen verminderten 

Personalschlüssel vorschreibt (vgl. § 6 PpUGV14) und die Absenkung des 

Ausbildungsniveaus in der Altenpflege durch die Pflegeberufe-Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung (vgl. § 28 Anlage 4 PflAPrV15) stehen im Widerspruch dem 

Pflegefachkräftemangel in der Altenpflege entgegenwirken zu wollen.16  

In der vorliegenden wissenschaftlichen Arbeit wird der personelle Einsatz von 

Pflegefachkräften in der stationären Altenpflege im Kontext aktueller 

pflegepolitischer Entwicklungen diskutiert. In Hinblick auf die derzeitige 

Personalsituation wird aufgezeigt welche Auswirkung politische Entscheidungen 

auf den Fachkräftemangel in der Altenpflege haben. Unter besonderer 

Beachtung der Personalverordnungen der Länder geht die Verfasserin der Frage 

nach, welche konkreten Änderungen durch die NuWGPersVO im Vergleich zu 

vorherig geltenden Heimpersonalverordnung (HeimPersV) tatsächlich 

vorgenommen wurden sind und ob in Deutschland ein einheitlicher Konsens 

über den Begriff der Fachkraftquote besteht. Weiter werden die 

Einflussfaktoren, die das Entstehen einer einheitlichen Personalbemessung 

                                                           
12 Vgl. Sell 2019, Stand: 30.05.2019 (Internet)  
13 Vgl. Pflegekammer Niedersachsen 2019, Stand: 10.05.2019 (Internet) 
14 Verordnung zur Festlegung von Pflegepersonaluntergrenzen in pflegesensitiven Bereichen in 
Krankenhäusern (Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung – PpUGV), BGBl. I 2018 S. 1632 
15 Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung – PflAPrV, BGBl. I 2017 S. 2581 
16 Vgl. Darmann-Finck 2019, S. 5 
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bisher behindert haben und die Chancen, die § 113c für die Altenpflege bietet, 

dargestellt. Die unterschiedlichen Interessenslagen der Akteure im Pflegewesen 

und der wissenschaftliche Stand zum Zusammenhang von Personaleinsatz und 

Grad der Versorgungsqualität in Deutschland werden beschrieben. Das 

Verhältnis zwischen Versorgungsbedarf und Personalausstattung sowie die 

Bedeutsamkeit des aktuellen pflege- und gesundheitspolitischen Vorgehens 

bilden den Mittelpunkt dieser Arbeit und stellen gleichzeitig die 

Ausgangssituation dar.  
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2. Literaturrecherche  
 

2.1 Suchstrategien zum Stand der Forschung  
 

Zu Beginn der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit dem gewählten 

Thema wurde im Rahmen der Literaturrecherche die Ostfalia Bibliothek am 

Standort Wolfsburg aufgesucht, um nach passenden Werken zur 

Personalbemessung in der stationären Altenpflege zu suchen. Aufgrund der 

Komplexität des gewählten Themas wurde auch nach Beiträgen aus verwandten 

und ergänzenden Themengebieten gesucht. Unter anderem wurde nach 

„Personalbemessung“, „Personalausstattung“, „Heimrecht“, „Stationäre 

Altenpflege“, „Demographie“, „Fachkräftemangel“, „Fachkraftquote“, 

„Pflegeschlüssel“, „Pflegepersonal“, „Pflegebedarf“, „Versorgungsaufwand“ 

und „Pflegestärkungsgesetz“ in den Bibliothekskatalogen der Ostfalia Standorte 

Wolfsburg, Wolfenbüttel und Suderburg gesucht. Mit selbigen Schlagwörtern 

wurde in der Datenbank des SpringerLinks gesucht. Die Suche wurde bezüglich 

der Sprache und des Erscheinungsdatums nicht beschränkt und ergab eine 

Vielzahl an Treffern. Diese wurden unter Berücksichtigung der Kriterien für 

wissenschaftliches Arbeiten gesichtet und ausgewählt. Die ältesten Werke von 

1990 (Elkeles), 1992 (Dahlem), 1998 (Lehr), 2000 (Bartholomeyczik/Hunstein) 

und 2002 (von Kardorff/von Kondratowitz) stellten sich für die Betrachtung der 

historischen Entwicklung der Thematik als besonders hilfreich heraus. Damalige 

Erkenntnisse sind heute noch immer aktuell und durch das Wiederaufgreifen 

des Themas Personalbemessung unabdingbar. Um aktuelle Daten zum Stand der 

Pflege zu erhalten, wurde auf die Publikationen des Statistischen Bundesamtes 

und anderer Ministerien zurückgegriffen.  

Die Monographie Prüfung durch die Heimaufsicht von Leinkenjost sowie die 

Studie Unternehmerisches Wagnis in der stationären Pflege des IEGUS stellen 

konkrete Anforderungen an Heimbetreiber im Kontext aktueller 

pflegepolitischer Entscheidungen dar.  
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Aus der Universitätsbibliothek der Technischen Universität Braunschweig wurde 

ein Beitrag Schnabels aus der Zeitschrift Theorie und Praxis der Sozialen Arbeit 

verwendet.  Als weitere Zeitschrift wurde das Magazin des Verbandes der 

Ersatzkassen e. V. genutzt, das aktuelle und gesellschaftlich relevante 

Problemstellungen aus den Bereichen Gesundheit und Pflege thematisiert. In 

der späteren Recherche konnten mehrere Artikel aus Fachzeitschriften 

gefunden und verwendet werden. Artikel aus den deutschsprachigen 

Fachzeitschriften Altenheim, Heilberufe, Pro Alter, Pflege & Gesellschaft und 

Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie wurden genutzt. Weiter wurden 

Publikationen und Stellungnahmen der Niedersächsischen Pflegekammer, des 

Deutschen Berufsverbandes für Pflegeberufe (DBfK), sowie Diskussionspapiere 

von ver.di in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) 

und der Hochschule Fulda verwendet. Außerdem wurden Informationen aus 

validen Internetquellen, z.B. den Seiten des Bundesministeriums für Gesundheit, 

des Statistischen Bundesamtes, veröffentlichte Dokumente im PDF-Format, wie 

die Engpassanalyse der Bundesregierung und der Niedersächsische 

Landespflegebericht sowie Beiträge des Blogs der Fachzeitschrift Altenheim und 

der Internetseite Aktuelle Sozialpolitik genutzt. Weiter wurde mit Drucksachen 

des Bundestages gearbeitet, insbesondere mit der Ausarbeitung zur 

Personalbemessung in der teil- und vollstationären Pflege, die die 

bundesrechtlichen Vorgaben zur Umsetzung in den Ländern beinhaltet. 

Gesetze, Rechtsverordnungen, Durchführungsbestimmungen sowie 

Gesetzeskommentare wurden ebenso verwendet.  

Im weiteren Verlauf der Recherche wurde die Auswahl der verwendeten 

Literatur um weiterführende Publikationen sowie Primärquellen ergänzt, die aus 

den Quellennachweisen der Autoren hervorgingen. Bei intensiver 

Auseinandersetzung mit der vorhandenen Literatur fiel bei einigen 

Sammelwerken auf, dass Beiträge von Greß, Stegmüller, Rothgang und Klie 

gehäuft vorkamen. Bei der Frage nach einem möglichen Zusammenhang 

zwischen gesetzlicher Personalbemessung und der Pflegequalität verweisen 

Greß und Stegmüller auf Studien des US-amerikanischen Raums. Diese konnten 
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mithilfe der Recherche im Internet in den Fachzeitschriften The Gerontologist 

und Journal of Health Economics gefunden und herangezogen werden. Experten 

beklagen das Fehlen vergleichbarer Studien für Deutschland.17 Der Stand der 

Forschung zur wissenschaftlich fundierten Personalbemessung ist in Amerika 

weiter fortgeschritten als der in der Bundesrepublik. Es ist zu erwarten, dass mit 

Umsetzen des § 113c SGB XI wissenschaftliche Untersuchungen auf dieser 

Ebene erhoben werden.  

 

2.2 Bewertung der verwendeten Literatur  
 

Die Literatur zur vorliegenden Arbeit wurde unter den Gütekriterien für die 

Erstellung einer wissenschaftlichen Arbeit Objektivität, Validität und Reliabilität 

ausgewählt. Die Angaben im Literatur- und Quellenverzeichnis erfolgten unter 

Beachtung der Verifizierbarkeit. Die ausgewählte Literatur erstreckt sich über 

einen Zeitraum von fast 30 Jahren. Das älteste Werk, das für die Erschließung 

des Themas herangezogen wurde, ist die Dissertation von Elkeles aus dem Jahr 

1990 und die Werke von Dahlem et al. Diverse Literatur, so auch die 

Publikationen der Bundesministerien sowie Drucksachen des Bundestages 

beziehen sich auf die Loseblattsammlung von Dahlem, Giese und Igl. Dahlem 

wird weder in der Ostfalia Bibliothek noch in der Bibliothek der TU Braunschweig 

als Autor geführt; daher konnten nur ausgewählte veröffentlichte Kapitel 

verwendet werden. Ein Artikel aus der Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie 

aus dem Jahr 1998 konnte verwendet werden. Es wurde explizit nach Artikeln 

zur Personalbemessung vor der Jahrtausendwende gesucht, um die Entwicklung 

dieses Prozesses nachzuvollziehen. Die Zeitschrift ist als Fachzeitschrift seit 1995 

etabliert und informiert über Entwicklungen in den Alternswissenschaften. Die 

Artikel aus Fachzeitschriften (peer-reviewed) wie Medical Care und des 

Deutschen Ärzteblattes halfen das Thema zu erschließen und lieferten wichtige 

Hintergrundinformationen. Insgesamt können die Artikel aus allen verwendeten 

Fachzeitschriften als sehr hilfreich bezeichnet werden, da sie einen 

                                                           
17 Greß/Stegmüller 2016, S. 25 
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ausgewählten Bereich thematisieren und durch ihre hohe Evidenz für eine 

wissenschaftliche Arbeit geeignet sind.  

Die Sammelbände Personalbemessung in der Altenhilfe von Kardorff und 

Kondratowitz, Entwicklungslinien im Gesundheits- und Pflegewesen von Klie et. 

al sowie das Taschenkommentar Heimgesetz von Goberg weisen ein länger 

zurückliegendes Erscheinungsdatum auf, was keinesfalls zu Beeinträchtigungen 

der Aktualität dieser Arbeit führt. Aus diesen Werken geht hervor, dass die 

Schwierigkeit der bundeseinheitlichen Personalbemessung schon vor 

Einführung der Pflegeversicherung bestand und sich der Erlass der 

Heimpersonalverordnung über fast 20 Jahre zog. Kardorff, Kondratowitz und Klie 

beschäftigen sich seit Jahren unter anderem mit der Versorgungsforschung, 

insbesondere im Bereich der geriatrischen Versorgung, und gelten als 

Spezialisten auf diesem Gebiet. So ist beispielsweise Klie auch verantwortlicher 

Autor des Pflegereports 2018., das als eins der aktuellsten Werke verwendet 

wurde.  

Für die Darstellung quantitativer Aussagen, wurde auf die Publikationen und 

Grafiken der Bundesministerien, des Statistischen Bundesamtes sowie der 

Niedersächsischen Pflegekammer zurückgegriffen. Andere Autoren wie 

Friedrich und Link, aber auch die Stellungnahmen und Diskussionspapiere der 

ver.di beziehen sich auf die erhobenen Daten der Bundesämter/-ministerien, die 

stetig an der Optimierung ihrer Erhebungsverfahren arbeiten.18 

Da Studien über die Auswirkungen der Personalausstattung auf die 

Versorgungsqualität in Deutschland fehlen, wurde die gutachterliche 

Stellungnahme, die einen Transfer der anglo-amerikanischen Erkenntnisse 

beinhaltet, von Greß und Stegmüller in Kooperation mit ver.di genutzt, um 

mögliche Schlüsse für Deutschland ziehen zu können. Greß und Stegmüller 

gelten ebenfalls als Experten in dem Bereich der pflegepolitischen und 

gesundheitsökonomischen Fragestellungen und wirken in verschieden 

Sammelbänden mit, die für die vorliegende Arbeit genutzt wurden. Die von 

                                                           
18 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.) 2019c (Internet) 
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ihnen angegebenen Quellen, hauptsächlich englischsprachige Fachzeitschriften, 

wurden als Primärquellen gesichtet.  

Die Gesetze und Verordnungen, die für die Beantwortung der Forschungsfrage 

genutzt wurden, ließen teils keine eindeutige Interpretation zu. Um die 

Rechtslage klarer auslegen zu können, wurden Gespräche mit der 

Heimaufsichtsbehörde Braunschweig, dem Niedersächsischen 

Sozialministerium und der Niedersächsischen Pflegekammer geführt. Die 

Durchführung der Heimpersonalverordnung (Runderlass des Niedersächsischen 

Sozialministeriums vom 20.10.1994) sowie die Erläuterungen zur NuWGPersVO 

im Interesse einer einheitlichen Anwendung dienen ausschließlich der 

Beschäftigten der Niedersächsischen Heimaufsichtsbehörde. Sie konnten in den 

genannten Gesprächen eingesehen und für die Beantwortung der 

Forschungsfrage herangezogen werden.  

 

3. Die stationäre Langzeitpflege  

3.1 Heimgesetzgebung 
 

Mit Beschluss des Gesetzes über Altenheime, Altenwohnheime und Pflegeheime 

für Volljährige (Heimgesetz) reagiert der Gesetzgeber 1974 auf die wachsende 

Zahl pflegebedürftiger, alter und mit Behinderung lebender Menschen. Dieser 

Entwicklung, einhergehend mit einem zunehmenden Betrieb von 

Pflegeeinrichtungen durch kommunale, freigemeinnützige oder private Träger 

auf Grundlage des Gewerberechts, dem es an ausreichender Kontrolle mangelt, 

folgt das Inkrafttreten des Gesetzes am 01. Januar 1975.19 Es dient in erster Linie 

der Wahrung der Interessen und Bedürfnissen der Bewohner, die aufgrund von 

Pflegebedürftigkeit oder Behinderung, auf eine Heimversorgung angewiesen 

sind.20 Bis Ende der 1960er Jahre unterlag der Heimbetrieb keinen umfassenden 

Reglungen. Durch Änderung der Gewerbeordnung 1967 wurde die Kompetenz, 

                                                           
19 Vgl. Hoffmann 2002 
20 Vgl. Richter 2002, S. 11  
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gewerbliche Altenheime zu regeln, auf die Länder übertragen. Diese erstellten 

Mindestanforderungen, die sich in den nachfolgenden Verordnungen 

wiederfinden.21 Auf Drängen der Länder ein bundeseinheitliches Gesetz zur 

Reglung des Heimwesens auf den Weg zu bringen, entstand 1974 das Gesetz 

über Altenheime, Altenwohnheime und Pflegeheime für Volljährige (HeimG), auf 

dessen Grundlage Rechtsverordnungen ergingen, die die Mindeststandards in 

Einrichtungen des Geltungsbereichs regeln.22 Die Heimmitwirkungsverordnung 

(1976), Heimmindestbauverordnung (1978), Heimsicherungsverordnung (1978) 

und die Heimpersonalverordnung (1993) ergänzen das Heimgesetz mit 

Reglungen zu den entsprechenden Teilgebieten. Das HeimG beinhaltet das 

öffentlich-rechtliche Heimrecht sowie zivilrechtliche Bestimmungen für Heim- 

und Pflegeverträge. Über 30 Jahre blieb das Heimgesetz,23 trotz etlicher 

Novellierungen und Uneinigkeiten über den Geltungsbereich, als Bundesgesetz 

bestehen.24  

Obgleich einstimmiger Kritik der Experten erhielten die Länder, im Zuge der 

Föderalismusreform im Jahr 2006, die alleinige Gesetzgebungskompetenz 

(zurück).25 Der öffentlich-rechtliche Teil des Heimgesetzes 

(Betriebsanforderungen) ging in den Verantwortungsbereich der Länder über, 

wohingegen der zivilrechtliche Teil, das Heimvertragsrecht, in Bundeshand 

verblieb und 2009 im Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) neu 

geregelt wurde. Das WBVG enthält die Paragraphen §§5-9  des HeimG.26 Von 

2006 bis 2014 erarbeiteten die Bundeländer ihre eigenen Heimgesetze und 

benannten diese entsprechend ihrer Ausrichtung und Ziele. Als letztes Land 

verabschiedete Thüringen sein Gesetz über betreute Wohnformen und Teilhabe 

im Jahr 2014, womit bundesweit auf Landesrecht umgestellt wurde. In der 

Zwischenzeit galt das HeimG weiter.27 

                                                           
21 Vgl. Goberg 1997, S. 14 
22 Vgl. Dahlem et al. 2001, S. 6 
23 Vgl. Leinkenjost 2018, S.48 
24 Vgl. Goberg 1997, S. 14f.  
25 Vgl. Rothgang/Wessel 2008, S. 167f. 
26 Gesetz zur Regelung von Verträgen über Wohnraum mit Pflege- oder Betreuungsleistungen 
(Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz - WBVG), BGBl. I 2009 S. 2319 
27 Vgl. Leinkenjost 2018, S. 18 
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Betrachtet man die einzelnen Gesetze der Bundesländer, können Unterschiede 

und Parallelen festgestellt werden. So sind im Heimgesetz jedes Bundeslandes 

Reglungen zur Betriebserlaubnis, zum Umgang mit Mängeln, zur personellen 

Ausstattung, zum Mitwirken der Bewohner und zu baulichen Anforderungen 

erfasst. Die konkreten Inhalte dieser Reglungen variieren je nach Bundesland. 

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über die jeweiligen Gesetze der 

Länder.  

Tab. 1: Heimgesetze der Bunesländer28 

Bundesland Heimgesetz 

Baden-

Württemberg 

Gesetz für unterstützende Wohnformen, Teilhabe und Pflege 

(Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz - WTPG) 

Bayern Gesetz zur Reglung der Pflege-, Betreuungs- und Wohnqualität im 

Alter und bei Behinderung (Pflege- Wohnqualitätsgesetz - 

PleWoqG) 

Berlin Gesetz über Selbstbestimmung und Teilhabe in betreuten 

gemeinschaftlichen Wohnformen (Wohnteilhabegesetz – WTG) 

Brandenburg  Gesetz über das Wohnen mit Pflege- und Betreuung des Landes 

Brandenburg (Brandenburgisches Pflege- und 

Betreuungswohngesetz – BbgPBWoG) 

Bremen Gesetz zur Sicherstellung der Rechte von Menschen mit 

Unterstützungs-, Pflege- und Betreuungsbedarf in unterstützenden 

Wohnformen (Bremisches Wohn- und Betreuungsgesetz Brem - 

WoBeG) 

Hamburg Hamburgisches Gesetz zur Förderung der Wohn- und 

Betreuungsqualität älterer, behinderter und auf Betreuung 

angewiesener Menschen (HmbWBG) 

Hessen Hessisches Gesetz über Betreuungs- und Pflegeleistungen (HGBP) 

Mecklenburg-

Vorpommern 

Gesetz zur Förderung der Qualität in Einrichtungen für 

Pflegebedürftige und Menschen mit Behinderung sowie zur 

Stärkung ihrer Selbstbestimmung und Teilhabe 

(Einrichtungenqualitätsgesetz - EQG M-V) 

                                                           
28 Vgl. Leinkenjost 2018, S. 20f.  
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Niedersachsen Niedersächsisches Gesetz über unterstützende Wohnformen 

(NuWG) 

Nordrhein-

Westfalen 

Gesetz zur Weiterentwicklung des Landespflegerechtes und 

Sicherung einer unterstützenden Infrastruktur für ältere Menschen 

und deren Angehörige (Alten- und Pflegegesetz Nordrhein-

Westfalen – APG NRW) 

Rheinland-

Pfalz 

Landesgesetz zur Weiterentwicklung der Wohnformen und 

Teilhabe (LWTG) 

Saarland Saarländisches Gesetz zur Sicherung der Wohn-, Betreuungs- und 

Pflegequalität volljähriger Menschen mit Pflege- und 

Unterstützungsbedarf und volljähriger Menschen mit Behinderung 

(Saarländisches Wohn-, Betreuungs- und Pflegequalitätsgesetz – 

SWBPQG) 

Sachsen Gesetz zur Reglung der Betreuungs- und Wohnqualität im Alter bei 

Behinderung und Pflegebedürftigkeit im Freistaat Sachsen 

(Sächsisches Betreuungs- und Wohnqualitätsgesetz - 

SächsBeWoG) 

Sachsen-

Anhalt  

Gesetz über Wohnformen und Teilhabe des Landes Sachsen Anhalt 

(Wohn- und Teilhabegesetz – WTG LSA) 

Schleswig-

Holstein 

Gesetz zur Stärkung von Selbstbestimmung und Schutz von 

Menschen mit Pflegebedarf oder Behinderung 

(Selbstbestimmungsstärkungsgesetz – SbStG) 

Thüringen Thüringer Gesetz über betreute Wohnformen und Teilhabe 

(Thüringer Wohn- und Teilhabegesetz – ThürWTG) 

 

Ein Großteil der Bundesländer hat durch den Erlass eigener 

Personalverordnungen die HeimPersV abgelöst. Diese weisen erhebliche 

Unterschiede bezüglich der Reglungen zur Fachlichkeit der Beschäftigten sowie 

zum Einsatz von Fach- und Hilfskräften auf. Während die Wohnteilhabe-

Personalverordnung Berlins (WTG-PersV29) bezüglich der Anteile der 

Fachkräfte am Personal zwischen stationären Einrichtungen für 

                                                           
29 Verordnung über Personalanforderungen an Leistungserbringer in betreuten 
gemeinschaftlichen Wohnformen nach dem Wohnteilhabegesetz (Wohnteilhabe-
Personalverordnung - WTG-PersV), GVBl. I 2011 S. 230 
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pflegebedürftige Menschen, Menschen mit Behinderung und ambulant 

betreuten Wohngemeinschaften für Menschen mit seelischer und geistig-

körperlicher Behinderung unterscheidet (vgl. § 8 Abs. 3 Satz 1 bis 4), macht die 

NuWGPersVO für die verschiedenen Einrichtungen keine separaten Vorgaben. 

Weiter unterscheiden sich die Personalverordnungen der Länder durch die 

Vorgaben zur ständigen Anwesenheit einer Fachkraft (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 3 

NuWGPersVO) oder einer Pflegefachkraft (vgl. § 8 Abs. 4 WTG-PersV).  

 

3.1.1 Einrichtungen und Abgrenzung 

 

Die Pflegelandschaft in Deutschland umfasst eine Vielzahl unterschiedlicher 

Versorgungsformen. Grundsätzlich kann zwischen ambulanter und stationärer 

(teil- und vollstationärer) Versorgung unterschieden werden. Die vorliegende 

Arbeit konzentriert sich auf die vollstationären Einrichtungen der Langzeitpflege, 

die nach dem NuWG als „Heime“ definiert sind. Das NuWG, das im Juli 2016 das 

Niedersächsische Heimgesetz (NHeimG) ablöste, umfasst in seinem jetzigen 

Geltungsbereich neben „klassischen“ Pflege- und Altenheimen, auch ambulant 

betreute Wohngemeinschaften sowie Einrichtungen des betreuten Wohnens, 

die teilstationäre Tagespflege und Kurzzeitheime. Bis zur Föderalismusreform 

herrschte Uneinigkeit über den Geltungsbereich des HeimG bezüglich der 

Vielzahl an innovativen Pflege- und Wohnkonzepten und deren Zugehörigkeit.30 

Der Pflegesektor reagiert mit dem Ausbau der ambulant betreuten 

Versorgungsformen auf Wünsche und Wohnpräferenzen der zu versorgenden 

Klientel, die zunehmend Wert auf Selbstbestimmung und Teilhabe legt.31 In den 

letzten Jahren ist ein Anstieg dieser Wohnformen zu beobachten32, deren 

Zuordnung nach HeimG als umstritten galt. Das NuWG greift diese Problematik 

bereits in seinem Titel auf und lässt durch präzise Formulierungen in § 2 Abs. 1 

bis 8 NuWG keinen Spielraum zu.   

                                                           
30 Vgl. Bachem 2012, S. 764 
31 Vgl. Vgl. Mazzola/Hasseler 2018, S. 106 
32 Vgl. GKV-Spitzenverband 2018, S. 113 
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3.1.2 Auslegung des Begriffs der Fachkraft nach HeimPersV 
 

Das NHeimG, sowie die, auf seiner Grundlage erlassene, 

Heimpersonalverordnung wurden vom NuWG und der NuWGPersVO abgelöst. 

Um die Forschungsfrage beantworten zu können, ist es notwendig die von 1993 

bis mindestens 2011 geltende Heimpersonalverordnung für Heimbetreiber 

unterschiedlicher Art zu betrachten, in der Fachkräfte nach § 6 HeimPersV wie 

folgt definiert werden: 

„Fachkräfte im Sinne dieser Verordnung müssen eine Berufsausbildung 

abgeschlossen haben, die Kenntnisse und Fähigkeiten zur selbständigen und 

eigenverantwortlichen Wahrnehmung der von ihnen ausgeübten Funktion und 

Tätigkeit vermittelt. Altenpflegehelferinnen und Altenpflegehelfer, 

Krankenpflegehelferinnen und Krankenpflegehelfer sowie vergleichbare 

Hilfskräfte sind keine Fachkräfte im Sinne der Verordnung.“ (§ 6 Abs. 1 

HeimPersV33) 

Eine differenzierte Auflistung der Berufsgruppen, die als Fachkräfte im Sinne des 

§ 6 HeimPersV angesehen werden, erfolgt in dieser Verordnung nicht. Der 

Verordnungsgeber hat lediglich eine Ausschlussreglung für Pflegehilfskräfte 

formuliert. Der Begriff der Pflegefachkraft wird nicht verwendet, woraus sich 

schließen lässt, dass ein pflegespezifischer Berufsabschluss nicht zwingend 

notwendig ist, um als Fachkraft nach § 6 HeimPersV verstanden zu werden.34 

Jedoch müssen „Beschäftigte in Heimen die erforderliche persönliche und 

fachliche Eignung für die von ihnen ausgeübte Funktion und Tätigkeit besitzen“ 

(§ 4 Abs. 1 HeimPersV), was wiederum für einen pflegefachlichen 

Berufsabschluss, zumindest im Bereich der medizinisch-pflegerischen 

Tätigkeiten, spricht. Um „eine angemessene Qualität der Betreuung der 

                                                           
33 Verordnung über personelle Anforderungen für Heime (Heimpersonalverordnung - 
HeimPersV)  BGBl. I 1993 S. 1205, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 22. Juni 
1998 (BGBl. I S. 1506) 
34 Vgl. Wiese 2009 S. 134 
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Bewohnerinnen und Bewohner“ (§ 11 Abs. 1 Satz 3 HeimG35) sicherzustellen, 

bedarf es der „Pflege nach dem allgemein anerkannten Stand medizinisch-

pflegerischer Erkenntnisse“36 (§ 11 Abs. 1 Satz 3 HeimG), die nur durch 

Pflegefachkräfte erbracht werden kann.37 

In § 5 Abs. 1 HeimPersV wird auf die Beschäftigten für betreuende Tätigkeiten 

eingegangen. So heißt es, dass betreuende Tätigkeiten nur durch Fachkräfte 

(oder unter angemessener Beteiligung einer Fachkraft) erbracht werden dürfen. 

Weiter steht geschrieben, dass „mindestens einer, bei mehr als 20 nicht 

pflegebedürftigen Bewohnern oder mehr als vier pflegebedürftigen Bewohnern 

mindestens jeder zweite weitere Beschäftigte eine Fachkraft sein“ (§ 5 Abs. 1 

HeimPersV) und „in Heimen mit pflegebedürftigen Bewohnern auch bei 

Nachtwachen mindestens eine Fachkraft ständig anwesend sein“ (§ 5 Abs. 1 

HeimPersV) muss.  

Eine differenzierte Auflistung der sogenannten betreuenden Tätigkeiten nach     

§ 5 HeimPersV beinhaltet die Verordnung nicht. Im Runderlass des 

Sozialministeriums vom 20.10.1994 in der Durchführung der 

Heimpersonalverordnung (HeimPersV) werden die betreuenden Tätigkeiten in 

die Bereiche Pflege, soziale Betreuung, Eingliederung und Förderung bzw. 

Therapie unterteilt. Ebenso ist festgelegt welche Berufsgruppen als Fachkräfte 

nach § 6 HeimPersV, in den jeweiligen Bereichen der betreuenden Tätigkeiten, 

anzusehen sind.38  

 

 

 

                                                           
35 "Heimgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. November 2001 (BGBl. I S. 2970), 
das zuletzt durch Artikel 3 Satz 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2319) geändert 
worden ist 
36 Ebd. 
37 Vgl. Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (Hrsg.) 2018, 
S. 11 
38 Vgl. Durchführung der Heimpersonalverordnung (HeimPersV) RdErl. d. MS v. 20.10.1994 Nds. 
MinBl. I 1994 S. 1536 
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3.1.3 Fachkräfte nach NuWGPersVO  
 

Betrachtet man nun die NuWGPersVO, die am 01. Januar 2019 in Kraft getreten 

ist, unter Berücksichtigung der vorherigen Erkenntnisse zur HeimPersV, fällt auf, 

dass kaum Änderungen vorgenommen wurden. Die Bereiche der betreuenden 

Tätigkeiten finden sich in (leicht verändertem Wortlaut, was der Entwicklung der 

beruflichen Vielfalt geschuldet ist) ebenso wieder wie die, der Bereiche 

zugeordneten, Berufsgruppen, die nach § 5 NuWGPersVO als Fachkräfte 

anzusehen sind.  Laut § 4 Abs. 1 NuWGPersVO  

„[…] müssen in den Bereichen Pflege, Therapie, soziale Betreuung sowie 

sozialpädagogische und psychosoziale Betreuung, heilpädagogische Förderung 

und Therapie von Menschen mit Behinderungen insgesamt 50 Prozent des 

vorhandenen Personals Fachkräfte sein (Fachkraftquote).“  (§ 4 Abs. 1 Satz 1 

NuWGPersVO39) 

Demnach erfolgt die Berechnung der in § 4 Abs 1. Satz 1 NuWGPersVO 

genannten Fachkraftquote, indem die Stellenanteile aller Fachkräfte (Pflege, 

Therapie, Betreuung und Förderung) zusammengerechnet und den 

Stellenanteilen der Hilfskräfte gegenübergestellt werden.40 Der Fachkräfte-

Katalog ist im Gegensatz zur HeimPersV Bestandteil der geltenden Fassung der 

NuWGPersVO. Welche Berufsgruppen zu den Fachkräften zählen ist – nicht 

abschließend – in § 5 Abs. 1 NuWGPersVO normiert:  

Tab. 2: Fachkräfte nach NuWGPersVO41 

Bereich Pflege: 

- Altenpfleger/innen 

- Gesundheits- und Krankenpfleger/innen 

- Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/innen 

- Heilerziehungspfleger/innen 

                                                           
39 Verordnung über personelle Anforderungen für unterstützende Wohnformen nach dem 
Niedersächsischen Gesetz über unterstützende Wohnformen (NuWGPersVO), GVBl. Nds. I 2018 
S. 228 
40 Vgl. Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (Hrsg.) 2018, 
S. 9 
41 Eigene Darstellung in Anlehnung an § 5 Abs. 1 NuWGPersVO 
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Bereich Therapie: 

- Ergotherapeuten sowie Beschäftigungstherapeuten 

- Kunsttherapeuten, -Logopäden, -Musiktherapeuten 

- Physiotherapeuten 

- Psychologen 

Bereich soziale Betreuung: 

- Hauswirtschafter/innen sowie Fachhauswirtschafter/innen (wenn in der 

Einrichtung nach deren Konzeption hauswirtschaftliche Tätigkeiten unter 

Einbeziehung der Bewohner/innen verrichtet werden) 

- Pädagogen 

- Sozialarbeiter 

- Sozialpädagogen 

- Fachkräfte aus den Bereichen Pflege und Therapie 

Bereich sozialpädagogische und psychosoziale Betreuung, heilpädagogische 

Förderung und Therapie von Menschen mit Behinderungen: 

- Arbeitserzieher, -Erzieher/innen 

- Heilerziehungspfleger/innen 

- Heilpädagogen 

- Fachkräfte aus den Bereichen Therapie und soziale Betreuung 

                                                                                                                                        

Die Anmerkung nicht abschließend bezieht sich auf die Möglichkeit der 

Anerkennung ausländischer oder gleichwertiger Ausbildungs- und 

Hochschulabschlüsse (vgl. § 5 Abs 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3).42 

 

3.2 Folgen des demographischen Wandels  
 

Die Zahl der Pflegebedürftigen in Deutschland ist von 2,86 Millionen im Jahr 

2015 auf 3,41 Millionen im Jahr 2017 deutlich angestiegen. Grund für die 

überdurchschnittliche, ist die Einführung des neuen, weitergefassten, 

                                                           
42 Vgl. Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (Hrsg.) 2018, 
S. 13 
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Pflegebedürftigkeitsbegriffs, der den anspruchsberechtigten Personenkreis 

erweitert.43 Die steigende Zahl der Pflegebedürftigen im Sinne des SGB XI trifft 

auf eine abnehmende Zahl von Beitragszahlern (nahezu durchgängiger Anstieg 

des Altenquotienten seit 1991).44 Dieses Verhältnis wird die Soziale 

Pflegeversicherung zukünftig weiter belasten. Die Gesamtausgaben für die 

Soziale Pflegeversicherung haben sich seit 1997 mehr als verdoppelt und 

beliefen sich im Jahr 2017 auf 38,5 Milliarden Euro. Die folgende Graphik bildet 

die Verteilung der Bevölkerung in Deutschland nach Altersklassen ab. Diese ist, 

neben der Ausweitung des Leistungsanspruchs, hauptverantwortlich für die 

gestiegenen Ausgaben der Sozialen Pflegeversicherung.45   

 
Abb. 1: Bevölkerung nach Altersgruppen46 

Die Anzahl der über 65-Jährigen stellt nach der Gruppe der 40-59 Jährigen die 

zweitgrößte Altersklasse dar. Die ältesten der zahlenmäßig großen Babyboomer 

Generation (geburtenstarke Jahrgänge im Zeitraum 1955-1969) werden 2020 

das 65. Lebensjahr erreichen und somit in die Gruppe der über 65-Jähringen 

übersiedeln. Die vergleichsweise kleine Gruppe der zukünftig Erwerbstätigen 

steht einer alternden Bevölkerung gegenüber.47 Um die Zahl der Erwerbstätigen 

                                                           
43 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.) 2018, S. 8 
44 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.) 2019a (Internet)  
45 Vgl. Bertelsmann Stiftung (Hrsg.) 2019, S. 4 
46 Statista 2019 (Internet) 
47 Vgl. Robert Koch-Institut (Hrsg.) 2015, S. 328 
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steigern zu können, benötigt Deutschland die Zuwanderung aus anderen 

Ländern. Ein Verjüngungseffekt der Bevölkerung konnte bereits in den letzten 

Jahren über Zuzüge aus dem Ausland verzeichnet werden48, was die 

demographische Alterung zwar verlangsamt, jedoch nicht ausgleicht.49 Aufgrund 

der niedrigen Geburtenrate sinkt nicht nur die Anzahl der Menschen, die 

theoretisch eine Ausbildung in einem Pflegefachberuf absolvieren können, auch 

die Versorgung durch die eigenen Kinder ist auf lange Sicht nicht gewährleistet. 

Die Grafik des Statistischen Bundesamtes verdeutlicht die Bedeutung der Pflege 

durch Angehörige.  

 
Abb. 2: Pflegebedürftige nach Versorgungsart 201750 

 

Von ca. 3,41 Millionen Pflegebedürftigen insgesamt werden 76% zu Hause 

gepflegt. Die Pflege durch Angehörige macht einen Anteil von mindestens 51,7% 

aus. Berechtigterweise wird die Familie als „Deutschlands größter 

Pflegedienst“51 bezeichnet. Hinzu kommt die Pflege durch ambulante 

Pflegedienste, die oft nur in Zusammenarbeit mit Angehörigen realisiert werden 

kann. Die zukünftige Generation der Pflegebedürftigen hat im Vergleich zu 

vorherigen Generationen immer weniger Kinder oder ist kinderlos.52 Der 

gesellschaftliche Wandel ist geprägt von Single-Haushalten und einer steigenden 

                                                           
48 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.) 2019b (Internet)  
49 Vgl. Becker 2012, S. 17 
50 Statistisches Bundesamt (Hrsg), Stand: 2018 (Internet) 
51 Robert Koch-Institut (Hrsg.) 2015b, S.1  
52 Vgl. Robert Koch-Institut (Hrsg.) 2015a, S. 444 
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Erwerbstätigkeit von Frauen, die mit wachsender beruflicher Mobilität und 

veränderten Lebens- und Familienformen einhergeht. Eine multilokale, 

generationsübergreifende Familienkonstellation sowie die abnehmende 

Bereitschaft Pflege zu übernehmen, stellt die größte Herausforderung der 

familialen Pflege dar.53 Viele Angehörige sehen sich nicht in der Lage die Pflege 

eines schwerstpflegebedürftigen Familienmitglied zu übernehmen, die oft mit 

erheblicher psychischer und körperlicher Belastung, sowie einem Ausstieg aus 

dem Berufsleben einhergeht (65,2% sind nicht erwerbstätig54). Nimmt der Anteil 

pflegender Angehöriger ab, kann dies eine Zunahme der vollstationär versorgten 

Pflegebedürftigen bedeuten.55  

Die Zahl der zugewanderten Pflegekräfte, die in einen Privathaushalt einzieht 

und die Pflege und Haushaltsführung übernimmt, wird auf 100.000 bis 200.000 

Personen geschätzt. Die sogenannte Care Migration vermeidet (oder verzögert) 

einen Einzug in ein Pflegeheim des Betroffenen. Sie stellt das Pendant zur 

Abnahme des familialen Pflegeengagements dar.56  

 

3.2.1 Veränderung des Versorgungsbedarfs 

 

Die Anforderungen an die stationäre Langzeitpflege haben sich in den letzten 

Jahrzehnten zunehmend verändert.57 Die Entwicklung geht hin zu einer 

hochaltrigen, multimorbiden und chronisch kranken Bewohnerschaft58 mit 

gesunkenen Verweildauern, wobei die verkürzte Verweildauer auf ein hohes 

Alter und einen schlechten Gesundheitszustand zum Zeitpunkt des Einzuges 

zurückgeführt werden kann.59 Allein diese Aspekte verändern den 

Versorgungsbedarf erheblich. Hinzu kommt der Ausbau des ambulanten Sektors 

unter dem Leitsatz ambulant vor stationär, der persönliche Präferenzen und 

                                                           
53 Vgl. Schmidt 2012a, S. 22 
54 Vgl. BARMER GEK (Hrsg.) 2018, S. 116 
55 Vgl. Robert Koch-Institut (Hrsg.) 2015a, S. 328 
56 Ebd. 
57 Vgl. Goberg 1997, S. 19 
58 Vgl. Getta/Schnabel 2003, S. 179 
59 Vgl. Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages 2011, S. 7 
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pflegepolitische Ansätze vereint, den Einzug in ein Heim in spätere 

Lebensphasen zu verschieben.60 Das Durchschnittsalter der Heimbewohner im 

Jahr 2006 betrug 82 Jahre. Der Anteil der kognitiv eingeschränkten Bewohner 

liegt zwischen 60 und 80 Prozent. 61  

Als hochaltrig (synonym verwendet: hochbetagt) werden Personen bezeichnet, 

die leben, während 50% ihrer Altersgenossen bereits verstorben sind. Der 

medizinische Fortschritt, Hygiene und verbesserte Lebens- und 

Arbeitsbedingungen können als maßgebliche Faktoren für eine steigende 

Lebenserwartung genannt werden. Ältere Menschen verbringen, im Vergleich 

zu früheren Jahrzehnten, zwar durchschnittlich mehr Jahre des Altwerdens in 

Gesundheit und körperlicher Aktivität, jedoch steigt die Zahl der Hochbetagten 

(+85 Jahre). Hochaltrigkeit geht oftmals mit komplexen Gesundheitsproblemen, 

die sich nicht nur in körperlichen Einschränkungen äußern, einher. 

Altersassoziierte Krankheiten wie Demenz (40.000 Neuerkrankte pro Jahr62) 

bringen kognitive Defizite mit sich, die eine intensive Pflege und Betreuung zur 

Folge haben.63 Diese kann oft nur stationär gewährleistet werden. Als eines der 

ausschlaggebendsten Merkmale des Wandels der stationären Langzeitpflege ist 

daher die Zunahme der an Demenz erkrankten Heimbewohner.64 Die 

nachfolgende Graphik des Statistischen Bundesamtes verdeutlicht den 

Zusammenhang zwischen Alter und Pflegebedürftigkeit und bestätigt die 

Annahme dass die Wahrscheinlichkeit einer Heimaufnahme vom 

chronologischen Alter beeinflusst wird.65 So waren im Jahr 2015 3% der 65 – 69 

Jährigen geschlechterunabhängig pflegebedürftig. Bei den Menschen, die das 

90. Lebensjahr erreicht hatten, ist ein exponentieller Anstieg der 

Pflegebedürftigen zu verzeichnen.  

                                                           
60 Vgl. Greß/Stegmüller 2016, S. 11f. 
61 Vgl. Sowinski/Ivanova 2014, S. 534 
62 Vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.) 2019 (Internet) 
63 Vgl. Robert Koch-Institut (Hrsg.) 2015a, S. 442 
64 Vgl. Becker 2012, S.19 
65 Vgl. Ebd.  
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Abb. 3: Pflegebedürftige nach Altersgruppen66 

 

Besonders hochbetagte Frauen sind auf Pflege angewiesen. 43% der (über)      

90-Jährigen wurden 2015 in vollstationären Einrichtungen gepflegt. Die 

vollstationäre Pflege gilt als Versorgungsform, die auch dann noch trägt, wenn 

alle anderen Möglichkeiten ausgeschöpft sind.67 Unterstrichen wird dies mit 

dem PSG II, das den Ambulantisierungsanreiz noch einmal verstärkt, und dem 

Einführen der Pflegegrade im Januar 2017.68 Die Höhe der Eigenanteile, die in 

der vollstationären Pflege aufgebracht werden müssen, verändert sich im 

Vergleich zum vorherigen System (Pflegestufen) zum Nachteil von Pflegegrad 1. 

Der doppelte Effekt dieser Neuerung ist zum einen die finanzielle Motivation als 

Pflegebedürftiger mit Pflegegrad 1 nicht in ein Heim zu ziehen.69 Andererseits 

schafft das PSG II aus Sicht der Heimbetreiber, aufgrund der defizitären 

Kostendeckung bei Pflegegrad 2 und 3, den Anreiz Pflegebedürftige mit 

Pflegegrad 4 und 5 aufzunehmen, wie die nachfolgende Grafik verdeutlicht. 

                                                           
66 Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 2017 (Internet) 
67 Vgl. Schneekloth/Wahl 2009, S. 23 
68 Vgl. Friedrich et. al (Hrsg.) 2018, S. 44 
69 Vgl. Heiber 2016, S. 80f 
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Abb. 4: Kostendeckende und defizitäre Pflegegrade70 

 
Eine beabsichtigte Abnahme des Anteils der Personen mit Pflegegrad 1 an der 

Gesamtheit der Bewohner sowie ein gleichzeitiger Anstieg des Anteils der 

Pflegebedürftigen mit Pflegegrad 4 und 5 wurde seitens der Pflegenden 

befürchtet. Eine dahingehende Veränderung der Bewohnerstruktur würde 

direkt zu Lasten der Pflegenden fallen, die sich vermehrt um 

Schwerstpflegebedürftige kümmern müssten. Die großzügige, teils nicht am 

tatsächlichen Pflegebedarf orientierte, Überleitung stellt keinen Bewohner 

schlechter als zuvor71 und führt zu einer oftmals höheren Einstufung als es der 

Pflegebedarf fordert. Versterben die übergeleiteten Bewohner und werden von 

Bewohnern ersetzt, die nach dem neuen Begutachtungsinstrument (NBA) 

eingestuft wurden, nimmt die Pflegegradstruktur der Einrichtung ab. Verstirbt 

beispielsweise ein übergeleiteter Bewohner mit Pflegegrad 4 und wird durch 

einen neueingestuften Bewohner mit Pflegegrad 3 ersetzt, verliert die 

Einrichtung den Erlös, den sie durch den Bewohner mit Pflegegrad 4 

erwirtschaftet hat. Zusätzlich erfährt sie einen negativen Deckungsbeitrag durch 

den neuen Bewohner mit niedrigerem Pflegegrad (aber gleichem Pflegebedarf) 

und ist durch den Wechsel finanziell doppelt benachteiligt.72 Dieser Effekt der 

                                                           
70 Tillmann 2017, Stand: 23.06.2018 (Internet) 
71 Vgl. Heiber 2016, S. 207 
72 Vgl. BARMER GEK (Hrsg.) 2017, S. 46f. 
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Überleitungssystematik wird als Zwillings-Effekt oder Rothgang-Effekt 

bezeichnet und ist neusten Untersuchungen zufolge eingetreten.73  Die 

Pflegegradstruktur der Einrichtung verändert sich trotz gleichbleibender 

Pflegeaufwendungen. Eine Abnahme der hohen Pflegegrade hat eine Reduktion 

der Personaleinsatzmenge zur Folge. Die unternehmerischen Anforderungen 

der Heimbetreiber nehmen an Komplexität zu. Einrichtungen reagieren mit 

Aufnahmemanagement und Höherstufungen.74  

Ein weiterer Aspekt, der die Struktur der Pflegebedarfe in der stationären Pflege 

verändert, ist die über Jahre steigende Inanspruchnahme der 

Kurzzeitpflegeplätze. Verkürzte Verweildauern im akutstationären Bereich sind 

mitverantwortlich für die Inanspruchnahme der Kurzzeitpflege, die in 59% der 

Fälle in Anschluss an eine Krankenhausaufnahme erfolgt. Diese Bewohner 

weisen einen besonders hohen behandlungspflegerischen75, aber auch 

betreuungsintensiven Pflegebedarf auf. Palliativpflegerische Aufwendungen 

kommen hinzu, da 20% dieser Gruppe innerhalb des ersten Monats in der 

Einrichtung verstirbt.76 Stationäre Pflegeeinrichtungen stellen, nach der 

Institution Krankenhaus, den zweithäufigsten Sterbeort, dar77 und tragen somit 

eine große Verantwortung in der Pflege sterbender Menschen.78  

 

3.2.2 Personalstruktur  
 

Der demographische Wandel, sozioökonomische Faktoren sowie politische 

Entscheidungen beeinflussen nicht nur die Struktur der Bewohnerschaft, 

sondern auch die des pflegerischen Personals. Aufgrund der Veränderung des 

stationären Pflegebedarfs wird im Vergleich die Entwicklung der 

                                                           
73 Vgl. Tillmann 2018, Stand: 18.02.2019 (Internet) 
74 Vgl. Tillmann 2018, Stand: 18.02.2019 (Internet) 
75 Vgl. Leopold 2017, S. 61 
76 Vgl. Barmer GEK (Hrsg.) 2015, S. 17 
77 Vgl. Dasch et al. 2015, S. 496ff. 
78 Vgl. Sowinski/Ivanova 2014, S. 535 
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Personalstruktur anhand einiger, in diesem Zusammenhang bedeutsamer 

Merkmale, beschrieben.  

 

Abb. 5: Berufsabschlüsse in Pflegeeinrichtungen79 

                                                           
79 Statistisches Bundesamt (Destatis) (Hrsg.) 2018, S. 37 
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Im Dezember 2017 gingen bundesweit 234.763 Pflegefachkräfte80 einer 

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in einer von 14.480 stationären 

Pflegeeinrichtung nach. Den größten Anteil der Pflegefachkräfte stellen mit 

75,8% examinierte Altenpfleger/innen dar, deren Berufsgruppe als einzige 

innerhalb der Pflegefachkräfte einen prozentualen Zuwachs (+5,9%) im 

Vergleich zu 2015 aufweist. Gesundheits- und Krankenpfleger/innen 

registrierten ein Minus von 3,5%, Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/innen 

ein Minus von 0,8%. Den größten Verlust mit minus 7,5% geht auf die Gruppe 

der Heilerziehungspfleger/innen zurück. Die zugehörigen Helferberufe 

verzeichneten einen ausnahmslosen Zuwachs. Mit 11,6% stieg die Gruppe der 

Altenpflegehelfer/innen am stärksten im Vergleich zu den übrigen 

Pflegehelfer/innen. Einen ähnlich hohen Zuwachs erhielt die Gruppe der 

Absolventen eines pflegewissenschaftlichen Studiengangs mit 12,0% und die 

Gruppe mit sonstigem pflegerischem Beruf mit 12,9% im Vergleich zu 2015.  

56% der Altenpfleger/innen arbeiten in Teilzeit. Der Anteil der 

Teilzeitbeschäftigten aller Berufe insgesamt beträgt zum Vergleich 28%. Die 

Bundesagentur für Arbeit bezeichnet Pflegeberufe als „Frauen- und 

Teilzeitdomänen“81. Der überdurchschnittliche Anteil an Teilzeitbeschäftigten ist 

nicht auf die hohe Frauenquote (83% weibliche Altenpflegefachkräfte) 

zurückzuführen, da Männer im Pflegeberuf mit einem Anteil von 36% ebenfalls 

eine hohe Teilzeitquote aufweisen.82 Die hohe Teilzeitbeschäftigung steht 

einerseits in Zusammenhang mit den belastenden körperlichen und psychischen 

Anforderungen.83 Andererseits gaben besonders viele Pflegekräfte aus den 

neuen Bundesländern an, keine Vollzeitstelle finden zu können.84 Die Nachfrage 

nach examinierten Pflegekräften steigt kontinuierlich an. Während die Länder 

Sachsen und Sachsenanhalt im Dezember 2016 noch keine Anzeichen für 

Engpässe für Fachkräfte bzw. Spezialisten in der Gesundheits-, Krankenpflege 

und Geburtshilfe aufwiesen, sind nun auch dort Anzeichen für einen 

                                                           
 
81 Bundesagentur für Arbeit (Hrsg.) 2018a, S. 7 
82 Vgl. Bundeagentur für Arbeit (Hrsg.) 2018a, S. 7 
83 Vgl. Becker 2012, S. 19 
84 Vgl. ver.di 2017, S. 8 
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Fachkräftemangel (grau gefärbt in Abb. 6) zu verzeichnen.  Die Landkarten der 

examinierten Altenpflegekräfte sind seit 2012 bundesweit unverändert rot 

(Fachkräftemangel). Die Reihe Blickpunkt Arbeitsmarkt der Bundesagentur für 

Arbeit beziffert die aktuelle Vakanzzeit für examinierte Altenpflegefachkräfte 

und Spezialisten auf 183 Tagen im Bundesdurchschnitt. Sie liegt damit 63% über 

dem Durchschnitt für die Vakanzzeit aller Berufe.85 

 
Abb. 6: Engpassanalyse 201886 

Lediglich offene Stellen im Bereich Klempnerei, Sanitär, Klima und Heizung sind 

2018 länger vakant als Stellen für examinierte Altenpflegefachkräfte.87 Der 

Fachkräftemangel in der Altenpflege sowie auch in der Gesundheits- und 

Krankenpflege betrifft ausschließlich Fachkräfte und Spezialisten. In den 

Helferberufen zeichnet sich kein Engpass ab, wodurch die Gefahr der 

Dequalifizierung in der direkten Pflege steigt. Rechnerisch kommen auf 100 

offene Stellen 322 arbeitslos gemeldete Altenpflegehelfer/innen. Auf 100 

ausgeschriebene Stellen für examinierte Altenpfleger/innen kamen im Jahr 2014 

38 arbeitslos gemeldete Altenpfleger/innen, im Jahr 2019 halbiert sich die Zahl 

auf 19.88 

In Hinblick auf den Fachkräfteengpass in der Pflege, ist zu beobachten dass der 

Anteil ausländischer (europäischer sowie außereuropäischer) Arbeitnehmer in 

                                                           
85 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (Hrsg.) 2019b, S. 14 
86 Ebd. 
87 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (Hrsg.) 2018b, S. 8 
88 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (Hrsg.) 2019b, S. 13 
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der Pflege steigt. Lag der Anteil ausländischer Arbeitnehmer in der Altenpflege 

im Jahr 2013 bei sieben Prozent, ist er nun um vier Prozentpunkte im Jahr 2017 

angestiegen. Deutschland ist auf die Zuwanderung ausländischer Fachkräfte 

angewiesen89, auch wenn diese teils kritisch gesehen wird.90  

Um die aktuelle Altersstruktur der Pflegenden aufzuzeigen, wird auf die 

Auswertung der Mitgliedsdaten der Pflegekammer Niedersachsen 

zurückgegriffen. Die Abbildung zeigt die relative Verteilung der 

Pflegefachpersonen in Niedersachsen nach Altersklassen.  

 

Abb. 7: Relative Altersverteilung in den Berufsgruppen91 

Eine signifikant hohe Anzahl an Pflegefachkräften steigt mit dem 61. Lebensjahr 

(unabhängig vom Berufszweig) aus dem Berufsleben aus.  

Die Gruppe der 19 – 30 Jährigen ist mit 8.582 Pflegefachkräften deutlich kleiner 

als die der 31 – 40 Jährigen mit 14.196 Personen. Weiterhin ist ersichtlich, dass 

es in der Gruppe Altenpfleger/-innen zu einem stärkeren Abfall der 41 – 45 

Jährigen als in den übrigen Berufen kommt.92 Die Babyboomer Generation 

macht mit 34% (in der Altenpflege) ein Drittel der Arbeitnehmer aus. In der 

                                                           
89 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (Hrsg.) 2018a, S. 10 
90 Vgl. Arend 2018, S. 8 
91 Pflegekammer Niedersachsen 2018, S. 39 
92 Ebd. S. 38ff. 



29 
 

Gesundheits- und Kinderkrankenpflege und der Gesundheits- und 

Krankenpflege liegt der Anteil mit jeweils 43% und 40% deutlich höher.  

 

4. Qualifizierter Personaleinsatz  
 

4.1 Personalbemessung durch Rahmenverträge nach §7 5 SGB XI  
 

Die jeweiligen Heimgesetze und Verordnungen der Bundesländer bilden ein 

rechtliches Konstrukt, das bei der Personalbemessung berücksichtigt werden 

muss.93 Die  Kostenträger und Leistungserbringer vereinbaren qualitative 

Anforderungen für das Erbringen von Pflegeleistungen und halten diese 

schriftlich in Rahmenverträgen auf Landesebene fest. Im § 75 SGB XI sind 

Bestimmungen zu den Rahmenverträgen über die pflegerische Versorgung 

festgelegt. Die Verträge werden zwischen den Landesverbänden der 

Pflegekassen und den Trägervereinigungen der Pflegeeinrichtungen unter dem 

Gesichtspunkt „eine wirksame und wirtschaftliche Versorgung des Versicherten 

sicherzustellen“ (§ 75 Abs. 1 Satz 1 SGB XI94), geschlossen und beinhalten 

insbesondere „Maßstäbe und Grundsätze für eine wirtschaftliche und 

leistungsbezogene, am Versorgungsauftrag orientierte personelle […] 

Ausstattung der Pflegeeinrichtung“ (§ 75 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB XI). Die 

Rahmenverträge regeln leistungsrechtlich Qualitätsanforderungen der Pflege 

und werden unabhängig vom Ordnungsrecht geschlossen. Der Gesetzgeber lässt 

die Wahl zwischen zwei Systemen. Nach § 75 Abs. 3 Satz 1 SBG XI können sich 

die Vertragspartner für die Vereinbarung „landesweiter Personalrichtwerte“       

(§ 75 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2) oder für ein „landesweites Verfahren zur Ermittlung des 

Personalbedarfs oder zur Bemessung der Pflegezeiten“ (§ 75 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 

SGB XI) entscheiden.95 Bei der Entscheidung zur Vereinbarung landesweiter 

                                                           
93 Vgl. Wiese 2005, S. 182 
94 Sozialgesetzbuch, Elftes Buch, Soziale Pflegeversicherung (SGB XI), BGBl. I 1994 S. 1014, zuletzt 
geändert durch Art. 9 Gesetz zur Fortschreibund der Vorschriften für Blut- und 
Gewebezubereitungen und zur Änderung anderer Vorschriften, BGBl. I 2017 S. 2757 
95 Vgl. Wiese 2005, S. 186 
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Personalrichtwerte ist „wenigstens das Verhältnis zwischen der Zahl der 

Heimbewohner und der Zahl der Pflege- und Betreuungskräfte […], unterteilt 

nach Pflegegrad (Personalanhaltszahlen), sowie im Bereich der Pflege, 

Betreuung und der medizinischen Behandlungspflege zusätzlich den Anteil der 

ausgebildeten Fachkräfte am Pflege- und Betreuungspersonal“ (§ 75 Abs. 3 Satz 

4 Nr. 1 und 2) festzulegen. Die Personalrichtwerte können als Bandbreiten 

vereinbart werden und enthalten sogenannte Mindest- und Höchstmengen. 

Weiter sollen die speziellen Pflege- und Betreuungsbedarfe der Bewohner in den 

Personalanhaltszahlen berücksichtigt werden (vgl. §75 Abs. 3 Satz 2).  

Zur tatsächlichen Anwendung des § 75 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB XI ist es in den 

Rahmenverträgen über die vollstationäre Dauerpflege der Bundesländer nicht 

gekommen, da die Verhandlungen über die Einführung eines solchen Verfahrens 

aus Kostengründen nicht fortgeführt wurden. Vielmehr ist es bei landesweiten 

Personalrichtwerten, die laut Kritikern noch auf Erkenntnissen von vor 1996 

beruhen96, geblieben.97 Zwar haben die Vertragspartner an Erfahrung über die 

Vereinbarung von Personalrichtwerten dazu gewonnen, die wissenschaftliche 

Grundlage ersetzt diese jedoch nicht. 98 Das Fehlen dieser führte in der 

Vergangenheit zu Uneinigkeiten der Vertragspartner und somit zur Festlegung 

der Richtwerte durch Schiedsstellen.99 

Der aktuelle Rahmenvertrag gemäß § 75 SGB XI für die vollstationäre Versorgung 

in Niedersachsen, der am 01.04.2019 von den Vertragspartnern abgeschlossen 

wurde, nennt folgende sogenannte Mindest- und Höchstmengen für die 

pflegerische Versorgung: 

 

 

                                                           
96 Vgl. Nakielski 2000, S. 15ff. 
97 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) 2002, S. 104 
98 Vgl. Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages 2018, S. 17 
99 Vgl. Wiese 2005, S. 186f. 
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Tab. 3: Personalanhaltszahlen für Niedersachsen100 

Pflegegrad Pflegegrad 

1 

Pflegegrad 

2 

Pflegegrad 

3 

Pflegegrad 

4 

Pflegegrad 

5 

Bewohner    

pro Pflege-/ 

Betreuungskraft 

6,5            

bis            

4,6 

4,29  

bis  

3,7 

3,0  

bis  

2,59 

2,27  

bis  

1,96 

2,05  

bis  

1,76 

 

Das Betreuungspersonal des Sozialen Dienstes ist in den Personalanhaltszahlen 

laut §7 5 Abs. 3 Satz 4 Nr. 1 berücksichtigt.101 Darüber hinaus ist in den 

Rahmenverträgen der Anteil der Fachkräfte am Pflege- und Betreuungspersonal 

gemäß § 75 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 festzulegen. Bei diesen Vorgaben bezieht sich die 

Mehrzahl der Rahmenverträge auf die ursprünglich geltenden Bestimmungen 

des § 5 Abs. 1 Satz 2 der HeimPersV, die eine Fachkraftquote von 50% 

vorschreibt oder auf die geltenden Personalverordnungen des jeweiligen 

Bundeslandes. Der aktuelle Rahmenvertrag bezieht sich, wie der vorherige, auf 

die heimrechtlichen Vorschriften bezüglich der Definition von Fachkräften und 

der Ermittlung der Fachkraftquote.102 Die Bundesregierung behält sich vor, 

durch den Erlass von Rechtsverordnungen die, in Rahmenverträgen oder durch 

Schiedsstellen geschlossenen, Vereinbarungen außer Kraft zu setzen (vgl. § 83 

SGB XI), machte jedoch bislang keinen Gebrauch von diesem Recht. 103 

 

4.1.1 Pflegesatzvereinbarung 

 

Die Pflegesätze stellen in der Altenpflege die Kosten für die vollstationären 

Pflegeleistungen, die soziale Betreuung und die medizinische 

                                                           
100 Eigene Darstellung in Anlehnung an Rahmenvertrag gem. § 75 Abs. 1 i. V. mit Abs. 2 SGB XI 
für die vollstationäre Dauerpflege 
101 Vgl. Link 2015, S. 319 
102 Vgl. Rahmenvertrag  gem. § 75 Abs. 1 i. V. mit Abs. 2 SGB XI für die vollstationäre Dauerpflege, 
S. 23 
103 Vgl. Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages 2018, S. 4 
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Behandlungspflege104 (exklusive Hotelkosten) dar. Diese Pflegesätze werden 

zwischen dem Träger des jeweiligen Pflegeheims und dem Leistungsträger nach 

Maßstäben des § 84 SGB XI ausgehandelt. Die Betreiber der Pflegeeinrichtungen 

müssen bei wirtschaftlicher Führung in der Lage sein ihren Versorgungsauftrag 

erfüllen und, unter einer angemessenen Vergütung ihres unternehmerischen 

Risikos, ihre Aufwendungen finanzieren zu können (vgl. § 84 Abs. 2 SGB XI). 

Hierbei gilt der Grundsatz der Beitragsstabilität seitens der Kostenträger. Eine 

Pflegesatzkommission kann unter bestimmten Voraussetzungen Pflegesätze für 

mehrere Pflegeheime aushandeln (vgl. § 86 SGB XI). Die Gesamtheimkosten 

setzen sich in der Regel aus den Pflegesätzen, den Hotelkosten (Unterkunft und 

Verpflegung) und den Investitionskosten zusammen. Die Pflegesätze sowie der 

Anteil, den die Pflegeversicherung übernimmt, sind abhängig vom Grad der 

Pflegebedürftigkeit. Sie steigen mit Höhe des Pflegegrads. Der Eigenanteil, der 

durch den Pflegebedürftigen, seine Angehörigen oder im Bedarfsfall durch den 

Sozialversicherungsträger zu zahlen ist, beläuft sich, bis auf wenige Centbeträge, 

für Bewohner mit den Pflegegraden 2 – 5 auf einen einheitlichen Betrag.105 Die 

Pflegesätze, die die Kosten für pflegerische Aufwendungen bemessen, werden 

durch den Anteil der Pflegeversicherung meist nicht vollständig abgedeckt, 

aufgrund dessen das System der Pflegeversicherung auch als 

Teilleistungssystem bezeichnet wird.106 Da mit den Pflegesätzen das Gehalt der 

Pflege- und Betreuungskräfte (bis zur Höhe tariflicher Vereinbarungen) 

abgegolten sein muss, haben diese direkten Einfluss auf die personelle 

Ausstattung einer Pflegeeinrichtung. Der, in den Pflegesatzverhandlungen 

bestimmte, individuelle Personalschlüssel (synonym verwendet: 

Pflegeschlüssel) orientiert sich dabei an dem „voraussichtlich zu versorgenden 

Personenkreis“ (§ 84 Abs. 5 Satz 1 SGB XI).107 Der Einrichtungsträger ist jederzeit 

dazu verpflichtet, z.B. auf Wunsch der Pflegekasse, vorzulegen, dass die 

                                                           
104 Die Problematik der Finanzierung von behandlungspflegerischen Leistungen im SGB XI 
Bereich wird in dieser Arbeit nicht vertieft. 
105 Vgl. Heiber 2016, S. 205 
106 Vgl. GKV-Spitzenverband (Hrsg.) 2015, S. 21 
107 Vgl. Friedrich et al. 2018, S. 51 
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vereinbarte Personalausstattung tatsächlich bereitgestellt und zweckgemäß 

eingesetzt wurde.108  

Ein Aufstocken des Personals führt zu höheren Pflegesätzen. Da die Pflegekasse 

nur einen festen Betrag übernimmt, der die Summe der pflegerischen 

Aufwendungen nicht vollständig abdeckt, würden die Mehrkosten auf die 

Pflegebedürftigen übertragen werden.109 Erhöht die Pflegekasse aufgrund des 

Mehraufwands an Personal ihren Festbetrag, kann dies zu einer Erhöhung der 

Beitragssätze für die Pflegeversicherung führen. Durch die problematische 

Finanzierung110 und einem Anstieg der Leistungen des SGB V in der stationären 

Altenpflege, werden durch das PpSG zusätzliche Fachkraftstellen durch die 

Krankenkasse finanziert, die nicht mit einer Beitragserhöhung einhergehen. Die 

zusätzlichen Stellen im Rahmen des PpSG belasten weder die Pflegebedürftigen 

noch die Beitragszahler der Pflegeversicherung.111  

 

4.1.2 Personaleinsatzplanung 

 

Die Belegstruktur eines Pflegeheims ist maßgeblich für die personelle 

Ausstattung, die an den jeweiligen Pflegegradmix gekoppelt ist. Das Heim ist 

verpflichtet das vertraglich vereinbarte Personal tatsächlich bereitzustellen. 

Kommt es zu einer geringeren Personalausstattung, als im Rahmenvertrag 

festgehalten, können die Kostenträger Rückzahlungen einfordern. Kommt es zu 

einer Überbesetzung, trägt das Pflegeheim die zusätzlichen Personalkosten. Die 

Betreiber der Einrichtungen stehen vor der ständigen Herausforderung, 

Personal entsprechend ihres Pflegegradmix einzusetzen. Eine Veränderung der 

Belegstruktur kann einen Personalüber- oder unterhang hervorrufen. Die 

Ursachen für die Veränderungen in der Bewohnerschaft sind vielfältig und meist 

nicht vorhersehbar. Krankenhauseinweisungen, das Versterben mehrerer 

Bewohner ohne zeitgleiche Neueinzüge oder ein besonders hoher Anteil an 

                                                           
108 Vgl. Link 2015, S. 320 
109 Vgl. Friedrich et al. 2018, S. 47 
110 Vgl. Leopold 2017, S. 1 
111 Vgl. ver.di 2018a, S. 7 
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Kurzzeit- und Verhinderungspflegen führen zur Veränderung der 

Belegungsstruktur.112 Die Anforderungen an die Träger ihren Personaleinsatz zu 

begründen sind vor dem Hintergrund einer sich stetig verändernden 

Belegstruktur hoch. Der exakte Nachweis über tages- oder wochengenaue 

Personalausstattung sowie die Auflistung zugehöriger Personalkosten stellt 

aufgrund des hohen Erfassungsaufwandes eine Schwierigkeit für viele Träger 

dar.113 Die Bestimmungen zur Einhaltung der vertraglich vereinbarten 

Qualitätsanforderungen, in denen unter anderem die personelle Ausstattung 

enthalten ist, werden in § 115 Abs. 3 und 3a geregelt und gehen von 

Regresszahlungen an die Kostenträger bis hin zur Kündigung des 

Versorgungsvertrages in besonders schwerwiegenden Fällen (vgl. § 115 Abs. 3 

und 3a SGB XI). Durch den beschriebenen Zwillingseffekt, kommt es zu stärkeren 

Schwankungen der Belegstruktur als bisher, da übergeleitete Bewohner bei 

Versterben durch neu eingestufte, sogenannte Zwillinge ersetzt werden können, 

die bei gleichem Pflegeaufwand einen niedrigeren Pflegegrad aufweisen. Das 

Niveau der Einstufung durch Überleitung kann bei Neueinstufungen nicht 

gehalten werden. Ohne Veränderung des tatsächlichen Pflegeaufwandes, 

verändert sich so der Personalschlüssel.114   

 

Abb. 8: Belegungsschwankungen unter gleichbleibendem Personaleinsatz115 

                                                           
112 Vgl. Sobothe 2014, S. 4 
113 Vgl. Tillmann 2019, Stand: 18.02.2019 (Internet) 
114 Vgl. BARMER GEK (Hrsg.) 2018, S. 9 
115 Eigene Darstellung in Anlehnung an Sobothe 2014, S. 4 
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Die obige Abbildung zeigt wie durch Veränderungen der Belegstruktur ein 

Personalüber- oder unterhang hervorgerufen wird und die Schwierigkeit der 

Heimbetreiber zeitnah darauf zu reagieren. Auf Dauer stellt der ständige 

Wechsel von Personalüber und –unterhang eine belastende Situation für 

Pflegende und Bewohner dar, die zu Leistungsabfall und Qualitätseinbußen 

führen kann.116 Eine Chance die personelle Ausstattung für Pflegeeinrichtungen 

zu verbessern liegt in den Pflegesatzverhandlungen. Die Träger der 

Einrichtungen müssten pflegesatzwirksam darstellen, warum mehr Personal 

benötigt wird. Ein erhöhter Personalschlüssel kann beispielsweise für Bewohner 

mit erheblichem Pflege- und Betreuungsbedarf vereinbart werden, wie in § 21 

Abs. 5 des Rahmenvertrages beschrieben. Jedoch sind die Leistungen der 

Pflegeversicherung begrenzt. Vor dem Hintergrund der Annahme, dass seitens 

der Kostenträger zukünftig nicht mehr finanzielle Mittel bereitgestellt werden, 

ist ein ökonomischer Einsatz der Pflegefachkräfte unabdingbar. Damit ist 

gemeint, dass alle Mitarbeiter ihrer Qualifikation entsprechend eingesetzt 

werden.117 

 

4.2 Chancen und Grenzen der Entwicklung eines bundeseinheitlichen 

Personalbemessungsverfahren im PSG II  

 

Das Fehlen eines wissenschaftlichen Verfahrens zur Personalbemessung sowie 

das Scheitern der Einführung eines solchen Systems in vergangener Zeit, 

veranlasste den Gesetzgeber zur Schaffung des § 113c SGB XI. „Die Entwicklung 

und Erprobung eines wissenschaftlich fundierten Verfahrens zur einheitlichen 

Bemessung des Personalbedarfs in Pflegeeinrichtungen nach qualitativen und 

quantitativen Maßstäben“ (§ 113c Abs. 1 Satz 1) wird in diesem Paragraphen 

festgelegt und an die Vertragspartner nach § 113 SGB XI übertragen. Diese sind 

nicht verpflichtet die Entwicklung und Erprobung selbst auszuführen. Sie sollen 

mit der Auswahl von unabhängigen wissenschaftlichen Instituten die 

Fachlichkeit und Wissenschaftlichkeit des Verfahrens sicherstellen. Durch den 

                                                           
116 Vgl. Sobothe 2014, S. 5 
117 Vgl. Zehlicke/Hartweg 2013, S. 48 
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neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff wird ein neues Verständnis von Pflege und 

Betreuung angestrebt, das ohne eine wissenschaftlich begründete 

Personalbemessung nicht gelingen kann.118 Der Auftrag wird durch das SOCIUM 

Forschungszentrum Ungleichheit und Sozialpolitik der Universität Bremen unter 

der Projektleitung von Prof. Dr. Rothgang ausgeführt.119 Trotz der Übertragung 

des Auftrags ein Personalbemessungssystem zu entwickeln und zu erproben, ist 

die Gestaltungsfreiheit der Vertragspartner dahingehend eingeschränkt, dass 

die letztendliche Entscheidung die Staatsverwaltung trifft. So schreibt § 113c 

Abs. 1 Satz 1 SGB XI den Vertragspartnern vor „im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für Gesundheit und dem Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend“ (§ 113c Abs. 1 Satz 1 SGB XI) zu handeln. Wird eine 

Einigung verfehlt, kann das BMG (mit Unterstützung vom BMFSFJ) seinen 

Standpunkt gegenüber den Vertragspartnern durchsetzen. Die Vertragspartner 

nehmen daher eine empfehlende Funktion ein. Die Entwicklung und Erprobung 

ist bis zum 30. Juni 2020 abzuschließen.120 Ein entsprechendes Gesetz, das die 

verpflichtende Anwendung des Verfahrens vorsieht, liegt gegenwärtig nicht vor. 

Daher ist davon auszugehen, dass die Evaluation der Ergebnisse abgewartet und 

anschließend über die flächendeckende Einführung beschlossen wird.121  

Die Anwendung eines solchen Systems, das den tatsächlichen Personalbedarf 

bestimmt, beträfe eine Vielzahl Beteiligter und würde sich direkt auf die 

Versorgungsqualität sowie auf die Arbeitsbedingungen und somit auf die 

Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten auswirken.122 Der Aspekt 

der Finanzierbarkeit muss hierbei besonders berücksichtigt werden, da er für 

das bisherige Fehlen der wissenschaftlich fundierten Personalbemessung 

herangezogen werden kann. Die bislang erprobten Verfahren belegen einen 

deutlich höheren Personalbedarf als der derzeit ausgehandelte.123 Ein 

                                                           
118 Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung 
weiterer Vorschriften (Zweites Pflegestärkungsgesetz – PSG II), 103f. 
119 Vgl. Universität Bremen (Hrsg.), S. 2 
120 Vgl. Universität Bremen (Hrsg.), S. 1 
121 Vgl. Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages 2018, S. 28 
122 Vgl. Czekay 2002, S. 121 
123 Vgl. König 2007, S. 83 
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Aufstocken der personellen Ressourcen führt zu höheren Pflegesätzen, die 

angesichts der begrenzten Leistungen der Pflegeversicherung zu einer 

Mehrbelastung der Pflegebedürftigen (bzw. der Angehörigen oder 

Sozialhilfeträger) führen würden.124 Unter einseitiger Betrachtung 

ökonomischer und organisatorischer Gesichtspunkte, darf ein zukünftiges 

System nicht zur Etablierung von Minimalstandards führen.125 Eine rein 

funktionelle und körperbezogene Pflege und eine darauf ausgerichtete 

Personalbemessung sind angesichts pflegewissenschaftlicher Erkenntnisse und 

der besonderen Berücksichtigung psychischer Erkrankungen im neuen 

Pflegebedürftigkeitsbegriff nicht zeitgemäß und würden der Ausrichtung des 

PSG II widersprechen. Vergleichend zu betrachten ist an dieser Stelle die 

Einführung der Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung (PpUGV) zum 1. Januar 

2019, die vorerst für sogenannte pflegesensitive Bereiche der Krankenhäuser 

gilt. Aufgrund der gescheiterten Verhandlungen der Selbstverwaltung der Pflege 

wurden die Pflegepersonaluntergrenzen von staatlicher Seite beschlossen. Von 

Kardorff warnte bereits im Jahr 2002 davor, dass sich „mit der Einführung von 

Personalbemessungssystemen nicht unter der Hand ein nur besser kontrolliertes 

System der Pflege auf Ebene definierter Minimalstandards oder gar nur der 

„sicheren“ Pflege etabliert […]“126. Die Einführung von 

Pflegepersonaluntergrenzen kann dazu führen, dass diese nicht als unterste 

Grenzen, sondern als Norm angesehen werden. Krankenhäuser, die mehr 

Pflegepersonal einsetzen als die Verordnung vorgibt, müssten Profitverluste in 

Kauf nehmen, was wiederum die Gefahr birgt, dass solche Einrichtungen, die 

aktuell höher besetzt sind als die PpUGV es fordert, sich der personellen 

Ausstattung auf „Niveau der Verhinderung von Patientengefährdung“127 

anschließen. Zusätzlich zu den Untergrenzen, wurde der Anteil der Hilfskräfte 

am Pflegepersonal festgelegt. Demnach dürfen in der Geriatrie mehr als doppelt 

so viele Hilfskräfte tätig sein wie in den anderen sogenannten pflegesensitiven 

Bereichen (vgl. § 6 PpUGV). Auf wissenschaftliche Erkenntnisse, weshalb für die 

                                                           
124 Vgl. Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages 2018, S. 12 
125 Vgl. von Kardorff 2002, S. 4 
126 von Kardorff 2002, S. 4 
127 Köster-Steinebach 2017, S. 46ff. 
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medizinisch-pflegerische Versorgung hochbetagter und multimorbider 

Patienten weniger Fachkräfte benötigt werden als für die Versorgung von 

unfallchirurgischen Patienten, verweist die PpUGV nicht.128 Obgleich sich die 

PpUGV auf den stationären Krankenhaussektor bezieht, kann im Falle einer nicht 

zustande kommenden Einigung der Vertragspartner betreffend § 113c SGB XI 

eine ähnliche Situation für die stationäre Altenpflege eintreten. 

Ein Scheitern des § 113c SGB XI könnte den letzten ernsthaften Versuch einer 

wissenschaftlich basierten Personalbemessung bedeuten, zumal § 113c SGB XI 

lediglich die Entwicklung und Erprobung, jedoch keine verpflichtende 

Einführung des Verfahrens vorsieht. Anforderungen an ein System, das 

gesundheitsökonomische und fachliche Aspekte zufriedenstellend 

berücksichtigen soll, sind komplex und vielfältig. Die Frage nach der richtigen 

personellen Ausstattung in der Altenpflege ist nicht neu. „Die Diskussion um 

Personalbemessung seit Einführung der Pflegeversicherung besitzen aber eine 

neue Qualität“129, so Kardorff im Jahr 2002. 

 

4.2.1 Importversuch PLAISIR 

 

Da es seit 2004 bezüglich der personellen Ausstattung, bis auf den 

Importversuch des aus Kanada stammenden Verfahrens zur Messung von 

Pflegezeiten PLAISIR (Planification Informatisée des Soins Infirmiers Requis) und 

das Ergänzen von § 75 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB XI, zu dessen tatsächlichen 

Anwendung es im Rahmenvertrag bisher nicht gekommen ist130, keine 

grundlegenden Änderungen gegeben hat, ist Dringlichkeit geboten.131 PLAISIR 

wurde in Deutschland bereits mehrfach erprobt und evaluiert und konnte in 

diversen Pilotprojekten seine Praxistauglichkeit unter Beweis stellen. Dennoch 

scheiterte die Implementierung aufgrund der erfolglosen Verhandlung mit den 

                                                           
128 Verordnung zur Festlegung von Pflegepersonaluntergrenzen in pflegesensitiven Bereichen in 
Krankenhäusern (Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung – PpUGV), BGBl. I 2018 S. 1632 
129 Von Kardorff 2002, S. 5 
130 Vgl. Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundetages 2018, S. 22 
131 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) 2002, S. 44 
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kanadischen Lizenzgebern. Die Evaluation ergab in allen Einrichtungen einen 

ausnahmslosen Mehrbedarf an Personal. Für die Kostenträger ist der zusätzliche 

Personalbedarf nicht nachvollziehbar, da andere Einrichtungen die 

erforderlichen Leistungen mit weniger Personal erbringen. Die Finanzierung des 

Mehrbedarfs wäre durch die defizitäre Pflegeversicherung nicht finanzierbar 

gewesen.132 PLAISIR, dessen Vorläufer ursprünglich für Akutkrankenhäuser 

entwickelt wurde, ermittelt, unter Berücksichtigung des psychosozialen 

Zustandes, dem laut Bartholomeyczik ein zu geringer Anteil zugeschrieben wird, 

die erforderlichen Pflegeleistungen der einzelnen Bewohner und berechnet das 

dafür benötigte Personal. PLAISIR berücksichtigt in seinen Berechnungen weder 

Qualifikation noch Kosten des Personals.133 Bartholomeyczik und Hunstein 

kritisieren die unzureichende (wissenschaftliche) Begründung für erforderliche 

Leistungen und die medizinlastige Ausrichtung des Systems.134 Die Evaluation 

von PLAISIR übernahm im Zeitraum 1999 bis 2002 im Auftrag des 

Bundeseniorenministeriums das Kuratorium Deutsche Altenhilfe (KDA). "Das 

Scheitern ist sehr beklagenswert, denn nach unseren Erfahrungen ist PLAISIR das 

derzeit beste Verfahren zur Ermittlung der individuell erforderlichen Pflegezeit in 

Heimen"135, so KDA-Geschäftsführer Klaus Großjohann.  

 

4.2.2 Pflegewissenschaftliche Anforderungen 

 

Eine Vielzahl der vorhandenen Personalbemessungssysteme, so auch PLAISIR 

und PERSYS legen sogenannte notwendige Pflegehandlungen zugrunde. So auch 

die Pflegepersonalreglung (PPR) von 1992, die von 1993 bis 1996 als Grundlage 

für die Personalbemessung in Akutkrankenhäusern galt. Der, aus der PPR, 

entstandene Mehraufwand an Personal und die damit verbundene 

Kostensteigerung veranlasste den Gesetzgeber die Reglung nach drei Jahren 

                                                           
132 Vgl. König 2007, S. 83f. 
133 Vgl. Kreimer 2004, S. 114f. 
134 Vgl. Bartholomeyczik/Hunstein 2000, S. 108 
135 Großjohann 2004, Stand: 09.03.2004 (Internet) 
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außer Kraft zu setzen.136 Es fehlte an wissenschaftlichen Nachweisen, die die 

Erforderlichkeit bestimmter Pflegeleistungen belegen. Daher stellen erbrachte 

Pflegeleistungen keine geeignete Grundlage für eine Personalbemessung dar, 

die auch ökonomische Aspekte vertreten muss. Bartholomeyczik und Hunstein 

weisen darauf hin, dass "Pflege potentiell unendlich ist“137 und ein Mehr an 

Personal nicht über ein Mehr an, wissenschaftlich nicht begründeten, 

Pflegeleistungen erzwungen werden kann. Dies stellt einen der Gründe dar, 

warum Bemessungssysteme, die sich primär auf Pflegehandlungen berufen von 

der Politik nicht ernst genommen werden.138 Trotz Begründung der 

Pflegehandlungen durch Pflegefachpersonen, denen angesichts der knappen 

zeitlichen Ressourcen nicht zu unterstellen ist überflüssige Maßnahmen 

durchzuführen, äußert die Politik, vor dem Hintergrund begrenzter monetärer 

Mittel, den Vorwurf „die Einschätzung von Pflegemaßnahmen beruhe auf 

Luxusvorstellungen“139. Durch evidenzbasierte, wissenschaftliche 

Begründungen der Pflegehandlungen, die ein zukünftiges 

Personalbemessungssystem zweifelsohne liefern muss, stünden Mehrausgaben 

für Personal auf einer validen Grundlage, die leistungsgerechte Gestaltung der 

Pflegesätze kann dokumentiert und gegenüber dem Kostenträger und der 

Gesellschaft gerechtfertigt werden.140 

Eine Überprüfung der Fachkraftquote auf Aktualität und Angemessenheit, die 

im Rahmen des § 113c erwartungsgemäß erfolgt, kann zu einer Veränderung der 

bisherigen, quantitativen Fachkraftquote führen. Eine Umwandlung in eine 

tätigkeitsbezogene Fachkraftquote ist ein diskussionswürdiger Ansatz, der unter 

Umständen nicht zu einer Zersplitterung des Pflegeprozesses führen darf. Eine 

tayloristisch orientierte Aufteilung der Pflegetätigkeiten gefährdet die 

Sichtweise der ganzheitlichen Pflege. Besonders sozial-kommunikative Aspekte 

könnten dadurch nicht genügend Bedeutung zuteil kommen. Eine zunehmende 

Arbeitszerlegung würde sich negativ auf das Sinnempfinden der Pflegenden 

                                                           
136 Vgl. Simon 2014, S. 234 
137 Bartholomeyczik/Hunstein 2000, S. 106 
138 Vgl. Ebd.  
139 Ebd. 
140 Vgl. von Kardorff 2002, S. 5 
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auswirken.141 Andererseits bietet die Umwandlung in eine qualitative 

Fachkraftquote die Chance, Pflegefachkräfte auch tatsächlich für 

Fachkraftaufgaben einzusetzen und somit dem Beruf mehr Attraktivität zu 

verleihen.  

 

4.3 Fachkräftemangel  
 

Zu den wesentlichen Schwierigkeiten der Personalbemessung gehört zum einen 

die Finanzierung eines etwaigen Mehraufwands an Personal, deren Problematik 

im vorangegangenen Abschnitt erläutert wurde. Zum anderen stellt sich die 

zentrale Frage, wie die Besetzung zusätzlicher Pflegefachkraftstellen 

sichergestellt werden kann.142 Als wesentlicher Aspekt des Fachkräftemangels, 

der nicht ausschließlich das Gesundheits- und Pflegewesen betrifft, ist im 

Langzeitverlauf ein Rückgang der Anzahl junger Menschen an der Bevölkerung 

zu nennen, trotz der zuletzt leicht angestiegenen Fertilitätsrate. Ein weiterer 

demographischer Effekt, der besonders die Pflegefachberufe betrifft, ist der 

zeitgleiche Anstieg der absoluten Anzahl älterer Menschen an der Bevölkerung. 

Waren es 1991 noch ca. 3.080.5000 Menschen, die das 80. Lebensjahr erreicht 

haben, sind es 2017 ca. 5.150.7000 gewesen. Diese Entwicklung führt zu einer 

verstärkten Nachfrage an Pflegefachpersonen. In allen Pflegefachberufen ist ein 

Mangel an Personal in Deutschland zu verzeichnen, jedoch ist der in der 

Altenpflege gravierender als in der Gesundheits- und Krankenpflege, was unter 

anderem auf die Gehaltsunterschiede und die gesellschaftliche Anerkennung 

zurückgeführt werden kann. Die Vergütung stellt bei der Entscheidung für einen 

sozialen Beruf oft nicht den ausschlaggebenden Aspekt dar, jedoch steigert ein 

hohes Gehalt das gesellschaftliche Ansehen einer Tätigkeit und hat somit 

durchaus Auswirkungen auf die Attraktivität der Beschäftigung.143  Die 

nachfolgende Abbildung verdeutlicht die Differenzen der Gehälter.  

                                                           
141 Vgl. Elkeles 1990, S. 10 
142 Vgl. ver.di 2018a, S. 2  
143 Vgl. Klie/Arend 2018, S. 205 
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Abb. 9: Gehaltsunterschiede in den Pflegeberufen144 

  

Die Entgelte in den Pflegeberufen sind gemäß der allgemeinen Erhöhung des 

Lohnniveaus gestiegen. Altenpflegehelfer/innen erhielten demnach eine um 

0,2% höhere Lohnsteigerung als Fachkräfte in der Altenpflege. Die Lohnlücke 

zwischen Altenpflege und Krankenpflege hat sich um 0,5 Prozentpunkte 

verringert. Gravierende Unterscheide bestehen weiterhin zwischen Ost und 

West, was auch auf Fachkräfte außerhalb der Pflegebranche zutrifft.145  

Im Gegensatz zu den Pflegefachberufen besteht im Bereich der Pflegehilfskräfte 

kein Mangel. Im Verlauf der Arbeit wurden bereits die Vakanzzeiten der beiden 

Berufe sowie das Vorkommen verschiedener Qualifikationen in stationären 

Pflegeeinrichtungen beschrieben. Die wichtigste Berufsgruppe in stationären 

Pflegeeinrichtungen sind Fachkräfte in der Altenpflege, die zugleich zu den am 

stärksten nachgefragten Berufsgruppen gehören. 146 

Das Deutsche Institut für angewandte Pflegeforschung befragte im Rahmen des 

Pflege-Thermometers 2018 bundesweit Leitungskräfte zur Situation in der 

vollstationären Pflege. Der von der Bundesagentur für Arbeit beschriebene 

Engpass, findet sich in der Studie des dip wieder. So gaben über 80% aller 

befragten Einrichtungen an, Schwierigkeiten beim Besetzen der offenen Stellen 

                                                           
144 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (Hrsg.) Stand: 2018 (Internet) 
145 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (Hrsg.) 2018, S. 98  
146 Vgl. Statistisches Bundesamt (Destatis) (Hrsg.) 2018, S. 37 
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zu haben. 83% gaben an eine Abnahme der Qualität der Bewerbungen zu 

beobachten. Fast ein Drittel der Leitungskräfte gab an, offene Stellen nicht beim 

Arbeitsamt zu melden. Die Studie beschäftigt sich insbesondere mit den 

Auswirkungen des PSG II auf die stationäre Pflege. Ein Drittel der Einrichtungen 

gibt demnach an, dass sie nach Einführung des PSG II innerhalb der 

Pflegesatzverhandlungen einen höheren Personalschlüssel aushandeln konnten, 

diese zusätzlichen Stellen aber nicht mit qualifizierten Bewerbern besetzen 

konnten.147 

Ein ähnliches Problem zeigt sich bei der Besetzung der, durch das PpSG 

geschaffenen, zusätzlichen Fachkraftstellen. Die finanziellen Mittel werden zur 

Verfügung gestellt, jedoch mangelt es an geeigneten Bewerbern, weswegen der 

Gesetzesentwurf der Bundesregierung zum PpsG eine Ausnahmereglung 

beinhaltet. Dort heißt es: „Nur für den Fall, dass die vollstationäre 

Pflegeeinrichtung nachweist, dass es ihr in einem Zeitraum von über vier 

Monaten nicht gelungen ist, geeignete Pflegefachkräfte einzustellen, kann sie 

ausnahmsweise auch für die Beschäftigung von zusätzlichen Pflegehilfskräften, 

die sich in der Ausbildung zur Pflegefachkraft befinden, einen 

Vergütungszuschlag erhalten.“148  

Der Mangel an Pflegefachkräften und der gleichzeitige Überhang an 

Pflegehilfskräften birgt die Gefahr eines Dequalifizierungsprozesses 

insbesondere in der stationären Altenpflege. Die Gruppe der Pflegehilfskräfte ist 

die am stärksten gewachsene Berufsgruppe in Pflegeheimen.149 Die 

Professionalisierung wird durch die Zunahme geringqualifizierter Beschäftigung 

gehemmt.150 

 

 

                                                           
147 Vgl. Deutsches Institut für angewandte Pflegeforschung e.V. (Hrsg.) 2018, S. 2ff. 
148 Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Pflegepersonals (Pflegepersonal-Stärkungsgesetz – 
PpSG), S. 32 
149 Vgl. Statistisches Bundesamt (Destatis) (Hrsg.) 2018, S. 37 
150 Vgl. Zellhuber 2003, 85f. 
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4.3.1 Ausbildungs- und Qualifizierungsoffensive   

 

Mit der Ausbildungs- und Qualifizierungsoffensive Altenpflege, die im Dezember 

2012 startete, reagierte die Bundesregierung auf den stetig wachsenden Bedarf 

an Altenpflegefachkräften. Ziel der Offensive war es, die Ausbildungszahlen zu 

steigern und die Attraktivität des Pflegeberufes zu erhöhen. Der bundesweite 

Ausbildungspakt wurde auf Grundlage von zehn Handlungsfeldern beschlossen, 

die unter anderem die Öffentlichkeitsarbeit zur Steigerung der 

Berufsattraktivität, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und die 

Vereinfachung der Anerkennung ausländischer Qualifizierungen beinhalten. An 

erster Stelle stand die Erweiterung der Kapazitäten in Schulen und 

Einrichtungen. Der Ausbildungspakt hatte sich zu Beginn zum Ziel gesetzt, die 

Ausbildungszahlen, ausgehend vom Schuljahr 2010/11, jährlich um 10% zu 

steigern.151 Im Schuljahr 2010/11 befanden sich 58.000 Personen in einer 

Ausbildung zur Altenpflegefachkraft. Gleichzeitig zählte das Statistische 

Bundesamt 23.467 Neueintritte bundesweit. Im darauffolgenden Schuljahr 

2012/13 sank die Zahl der Eintritte auf 23.418 Personen, sodass eine geplante 

Steigerung von 10% nicht erreicht werden konnte. Im Schuljahr 2013/14 wurde 

ein Anstieg der Neueintritte in die (verkürzte) Altenpflegeausbildung um 13,9% 

im Vergleich zum Vorjahr auf 26.740 Auszubildende verzeichnet. Nach einer 

dreijährigen Laufzeit der Offensive konnte im Schuljahr 2015/16 ein neues Hoch 

an Auszubildenden verzeichnet werden. Mehr als 68.000 Menschen befanden 

sich zu dem Zeitpunkt in einer Ausbildung zur examinierten Altenpflegekraft.152 

Die Bundesregierung betont, dass der Pflegeberuf trotz zuletzt steigender 

Ausbildungszahlen weiterhin als Engpassberuf gilt. Aktuell sind die Zahlen der 

Auszubildenden konstant (68.300 Auszubildende im Jahrgang 2016/17).153 

Einige Maßnahmen, die im Rahmen der Ausbildungs- und 

Qualifizierungsoffensive, beschlossen wurden, werden auch mit Ende der 

Laufzeit weitergeführt. Das im März 2013 in Kraft getretene Gesetz zur Stärkung 

                                                           
151 Vgl. Bundeministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) 2012, S. 3f. 
152 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) 2015, S. 10f.  
153 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jungend (Hrsg.) 2019, Stand: 
09.07.2018 (Internet)  
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der beruflichen Aus- und Weiterbildung in der Altenpflege ist Bestandteil des 

Ausbildungspaktes und beinhaltet, bei entsprechenden Vorkenntnissen, eine 

Verkürzung der dreijährigen Altenpflegeausbildung um ein Drittel.154 

 

4.3.2 Reform der Pflegeberufe  

 

Mit Beginn der Ausbildungsoffensive Pflege als Bestandteil der Konzentrierten 

Aktion Pflege im Januar 2019 reagierte der Gesetzgeber auf die anstehenden 

Veränderungen der Pflegeausbildung. Die Ausbildungsoffensive läuft über einen 

Zeitraum von 5 Jahren und  somit schon vor Beginn der generalisierten 

Ausbildung, die ab 01. Januar 2020 eingeführt wird. Die bisher voneinander 

getrennten Ausbildungen der Altenpflege, der Gesundheits- und Krankenpflege 

und der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege werden im Gesetz zur Reform 

der Pflegeberufe vereint. Die generalisierte Ausbildung sieht eine gemeinsame, 

zweijährige Ausbildung vor. Das dritte Ausbildungsjahr kann wahlweise in der 

Altenpflege, in der Kinderkrankenpflege oder weiterhin generalistisch mit dem 

Abschluss Pflegefachfrau/-mann absolviert werden.155 Die Berufsabschlüsse 

Kinderkrankenpfleger/in und Altenpfleger/in bleiben bei entsprechender Wahl 

erhalten. Ziel dieser Reform ist es mithilfe einer attraktiven, zukunftsfähigen und 

qualitativ hochwertigen Pflegeausbildung dem Fachkräftemangel 

entgegenzuwirken. Da dieser, wie bereits dargestellt, besonders den Bereich der 

Altenpflegefachkräfte betrifft, bietet es sich an, mögliche Auswirkungen des 

Pflegeberufegesetzes auf die stationäre Altenpflege zu betrachten. Durch die 

einseitige Absenkung des Kompetenzniveaus in der Altenpflege unterhalb des 

heutigen Standes, soll diese für Menschen mit niedrigerem Bildungsniveau 

zugänglich gemacht werden.156 Die neue Pflegeberufe-Ausbildungs- und -

Prüfungsverordnung beschreibt in den Anlagen 2, 3 und 4 die jeweiligen 

Kompetenzen des erlernten Berufes. Unter I. 1. a) der Anlagen 2 und 3 

                                                           
154 Vgl. Gesetz zur Stärkung der beruflichen Aus- und Weiterbildung in der Altenpflege, BGBl. I 
2013 S. 446 
155 Vgl. Bundesministerium für Gesundheit (Hrsg.) 2019, Stand: 06.12.2018 (Internet)  
156 DBfK Bundesverband e.V (Hrsg.) 2019, S. 6f.  
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(Pflegefachfrau/-mann und Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/in) der 

PflAPrV verfügen die Absolventinnen und Absolventen „über ein breites 

Verständnis von spezifischen Theorien und Modellen zur Pflegeprozessplanung 

und nutzen diese zur Steuerung und Gestaltung von Pflegeprozessen […]“ (§ 9 

Anlage 2, § 26 Anlage 3 PflAPrV157), wohingegen für die Pflege alter Menschen 

lediglich „ein ausreichendes Verständnis von spezifischen Theorien 

und Modellen zur Pflegeprozessplanung und –dokumentation […]“ (§ 28 Anlage 

4 PflAPrV) verlangt wird. Weitere Unterschiede entstehen durch die 

Reduzierung des Anforderungsniveaus im Bereich Kommunikation, der durch 

pflegewissenschaftliche Erkenntnisse begründeten Arbeit und dem 

Vorantreiben der Forschung.158 Diese Strategie, den Kreis der möglichen 

Bewerber erweitern zu wollen, kann sich kontraproduktiv auszuwirken. Weiter 

widerspricht die Absenkung des Kompetenzniveaus den Anforderungen, denen 

zukünftige Altenpflegefachkräfte gerecht werden müssen.159 Leistungsstarke 

Schüler/innen werden sich aufgrund der veränderten Ansprüche und des damit 

verbundenen gesellschaftlichen Ansehens erwartungsgemäß nicht für einen 

Ausbildungsabschluss als Altenpfleger/in entscheiden. Weitere Nachteile der 

Altenpflegeausbildung ergeben sich durch ein eingeschränktes 

Mobilitätsfenster innerhalb der Professionen auf nationaler Ebene sowie durch 

internationale Mobilitätseinschränkungen aufgrund fehlender überstaatlicher 

Anerkennung, was der Einmaligkeit dieses Berufsabschlusses geschuldet ist und 

sich durch die Reform nicht verändert. Die bisher bestehenden Unterschiede 

zwischen den Berufen zum Nachteil der Altenpflegefachkräfte, werden durch 

die PflAPrV nicht aufgehoben. Durch die einseitige Absenkung des 

Kompetenzniveaus in der Altenpflege, können sich bereits beschriebene 

Gehaltsunterschiede festigen und die Verhandlungen für eine Anhebung des 

Gehaltsniveaus in der Altenpflege zukünftig erschweren. Nichtsdestotrotz der 

Tatsache, dass durch das neue Pflegeberufegesetz der Weg zur 

Professionalisierung und Akademisierung der Pflege in Deutschland geebnet ist, 

                                                           
157 Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung – PflAPrV, BGBl. I 2018 S. 1572 
158 Vgl. ver.di 2018b, S. 7 
159 Vgl. Zimmermann 2012, S. 41 
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wurde der Altenpflege die Chance auf Teilhabe verwehrt.160 Es bleibt 

abzuwarten, ob die genannte Befürchtung, dass der Altenpflegeberuf durch die 

PflAPrV weiter an Attraktivität verliert, eintreten wird. Bis Dezember 2025 wird 

evaluiert, wie stark die Berufsabschlüsse Altenpfleger/in und Gesundheits- und 

Kinderkrankenpflegerin nachgefragt sind.161 

  

4.4 Zusammenhang von Versorgungsqualität und Personaleinsatz 

 

Um eine höhere Personalausstattung in der Altenpflege erwirken zu können, 

bedarf es evidenzbasierter Studien, die den Nutzen und die Dringlichkeit eines 

Mehr an Personals belegen. Das Fehlen dieser Studien für Deutschland wird von 

Experten wie Klie162, Greß und Stegmüller seit vielen Jahren beklagt.163 Der 

Zusammenhang von Pflegequalität und personellem Einsatz muss für 

Deutschland festgestellt werden, um eine wissenschaftlich fundierte 

Argumentationsgrundlage zu schaffen, sodass eine Veränderung der 

Personalrichtwerte in Verhandlung mit den Landesverbänden der Pflegekassen 

herbeigeführt werden kann. Der quantitative Einsatz und die Qualifikation des 

Personals müssen hierbei differenziert betrachtet werden.  

Durch die Verschärfung bzw. Einführung gesetzlicher Mindeststandards zur 

Personalausstattung in Pflegeheimen in vielen US-amerikanischen 

Bundesstaaten, intensivierte sich dort die Forschungstätigkeit in der Frage, ob 

und unter welchen Bedingungen sich positive Effekte auf die 

Versorgungsqualität messen lassen. In den USA sind 96% aller Pflegeheime 

durch die öffentlichen Versicherungsträger Medicaid und Medicare zertifiziert. 

Für diese Heime wurde 1987 ein landesweiter Standard zur Personalausstattung 

eingeführt. Dieser unterscheidet sich von der gesetzlichen Personalbemessung 

in Deutschland insofern, dass kein Verhältnis zwischen der Auslastung der 

Einrichtung und der Zahl der Pflegekräfte vorgeschrieben ist, sowie es bei den 

                                                           
160 Vgl. Darmann-Finck 2019, S. 5f. 
161 Vgl. DBfK Bundesverband e.V (Hrsg.) 2019, S. 2 
162 Vgl. Klie 2002, S. 163 
163 Vgl. Greß/Stegmüller 2016, S. 25 
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landesweiten Personalrichtwerten in Deutschland der Fall ist. Weiter beinhaltet 

der Mindeststandard keine festgelegten Pflegeminuten pro Pflegebedürftigem 

nach Pflegegrad. Die amerikanische Fachkraftquote schreibt die ständige 

Anwesenheit einer Pflegefachkraft vor und liegt damit unterhalb der deutschen 

Fachkraftquote. Seit Einführung des landesweiten Standards für die 

Personalbemessung etablierten 37 der 50 US-amerikanischen Bundesstaaten 

weiterreichende Standards, die über die gesetzlichen Anforderungen 

hinausgehen, jedoch deutlich unter den Empfehlungen des Panels der Hartford 

Foundation von 1999 liegen, und diese - ähnlich wie in Deutschland - erhebliche 

regionale Unterschiede aufweisen. Der Expertenrat der Hartford Foundation 

kam durch die damals vorliegende Evidenz zu einem Aufwand an Pflegezeit von 

4,55 Stunden direkter Pflege pro Bewohner. In ergänzenden Empfehlungen des 

Center of Medicare and Medicaid Services werden bei einer Untergrenze von 4,1 

Stunden direkter Pflegezeit ein zeitlicher Aufwand von 1,35 Stunden durch eine 

ausgebildete Pflegekraft genannt164, die im Durchschnitt aller Bundesstaaten 

nicht eingehalten wird.165 Dennoch führte die Erweiterung der Standards in 

einigen Bundesstaaten zu einer Erhöhung der Fachkraftquote auf 18% in 

Kalifornien, 30% in Ohio und 39% im Durchschnitt aller Bundesstaaten. Die 

Forderung des Gesetzgebers, durch die Vorgabe neuer Mindeststandards, die 

Pflegezeit pro Bewohner langfristig erhöhen zu können, konnte erfolgreich 

umgesetzt werden. Jedoch folgte dem Anstieg der Pflegezeiten nur ein geringer 

Effekt auf die gemessenen Qualitätsindikatoren der Pflege. Die Erwartung, dass 

die Einstellung von gering qualifiziertem Pflegepersonal nicht zu einer 

Verbesserung der Pflegequalität führt, belegte Lin in einer Studie zur 

relationship between nurse staffing and quality of care in nursing homes. Lin kam 

zu dem Ergebnis, dass eine Verbesserung der Pflegequalität nur mit der 

Einstellung von Registered Nurses erzielt werden kann.166 Zu ähnlichen 

Ergebnissen kamen die amerikanischen Wissenschaftler Bowblis, Chen, 

Grabowski und Konetzka, die in ihren Untersuchungen unter anderem 

                                                           
164 Vgl. Collier/Harrington 2008, S. 162f. 
165 Greß/Stegmüller 2016, S. 21 
166 Vgl. Lin 2014, S. 13ff. 
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feststellten, dass die Neueinstellung von Registered Nurses mit einer Abnahme 

von Dekubiti, Krankenhauseinweisungen, Fixierungen und der Verordnung von 

Psychopharmaka einhergehen. Kim et al. kamen in der Längsschnittstudie zum 

registered nurse staffing mix and quality of care nursing in homes zu der 

bedeutenden Erkenntnis, dass die Einstellung von Registered Nurses und eine 

hohe Fachkraftquote, nur zu einer Erhöhung der Versorgungsqualität führen, 

wenn in der Einrichtung insgesamt ein hohes Beschäftigungsniveau herrscht.167 

Um die Einstellung von Registered Nurses voranzutreiben, greift rund die Hälfte 

der Bundesstaaten in den USA auf sogenannte pass-through policies zurück. Da 

Medicaid die Kosten der Langzeitpflege oft nicht oder nur kaum abdeckt, ist der 

Anreiz der Heimbetreiber ein hohes Maß an Qualität vorzuweisen, gering. Der 

Staat reagiert mit sogenannten Lohnsubventionen, die der Rekrutierung von 

Fachkräften dienen, in dem Einrichtungen für die Verbesserung des 

Personalbestandes finanziell unterstützt oder die Fachkräfte selbst eine höhere 

Entlohnung erhalten. Letztere Strategie hat nach Forster und Lee außerdem zu 

einen signifikanten Rückgang der Entstehung von Dekubiti geführt.168  

Obwohl die amerikanischen Standards unter den Vorgaben Deutschlands liegen, 

beruhen zumindest die Empfehlungen zur Personalausstattung auf 

evidenzbasierten Daten.169 Die Übertragbarkeit der Ergebnisse ausländischer 

Studien ist, aufgrund verschiedener Rahmenbedingungen und Unterschieden in 

den Pflegesystemen, nicht vollständig gegeben. Es ist zu erwarten, dass im 

Rahmen des § 113c und der Erprobung und Entwicklung eines wissenschaftlich 

fundierten Verfahrens zur Personalbemessung im PSG II bis Juni 2020 ähnliche 

Studien für Deutschland erhoben werden.170  

Die pauschale Annahme, dass eine erhöhte Anzahl an Pflegefachkräften die 

Versorgungsqualität verbessert, kann nicht als Grundlage für die 

Personalbemessung dienen, da einige Studien diesen Zusammenhang nicht 

                                                           
167 Kim/Harrington/Greene 2009, S. 81ff. 
168 Vgl. Foster/Lee 2015, S. 133ff. 
169 Greß/Stegmüller 2016, S. 25 
170 Ebd., S. 30 
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belegen oder teils zu umgekehrten Ergebnissen kommen.171 Mitchell kommt 

unter anderem zu dem Ergebnis, dass ein Rückgang oder Anstieg von adverse 

outcomes in Akutkrankenhäusern zu einem großen Teil von der Risikostruktur 

der Patienten und weniger von organisatorischen Variablen, wie dem 

Personaleinsatz, abhängig ist.172 Außerdem fand sie heraus, dass Pflegeheime, 

die nicht unter staatlicher Kontrolle geführt wurden, eine höhere Inzidenz für 

die Entstehung von Druckgeschwüren aufwiesen. Sie kritisierte jedoch, dass die 

Schwere der Pflegebedürftigkeit der Bewohner in dieser Studie nicht 

berücksichtigt wurde und beschrieb die Evidenzlage als nicht eindeutig.173 

   

5. Kritische Betrachtung der gesetzlichen Vorgaben zur 

Personalbemessung und –ausstattung 
 

5.1 Bundes-, Ordnungs- und Leistungsrechtliche Bestimmungen 
 

Die bundesweit geltenden gesetzlichen Vorgaben bezüglich der 

Personalausstattungen von Heimen nach § 2 Abs. 2 NuWGPersVO beschränken 

sich auf die ständige Anwesenheit einer verantwortlichen Pflegefachkraft nach 

§ 71 Abs. 2 Satz 1 SGB XI und dem Erbringen von „Pflege- oder 

Betreuungsleistungen nach dem allgemein anerkannten Stand fachlicher 

Erkenntnisse“ nach § 7 Abs. 1 WBVG.  Weiterführende Bestimmungen enthalten 

die jeweiligen Personalverordnungen der Bundesländer. Diese enthalten jedoch 

keine Angaben zur Gesamtpersonalmenge oder zur konkreten 

Betreuungsrelation. Die NuWGPersVO, die in Niedersachsen am 01. Januar 2019 

in Kraft getreten ist, schreibt eine Fachkraftquote von 50% vor. Diese 

Fachkraftquote bezieht sich, wie fälschlicherweise oft dargestellt, nicht 

ausschließlich auf die Anwesenheit von Pflegefachkräften, sondern auf die aller 

Fachkräfte, die nach § 5 NuWGPersVO als Fachkräfte gelten. Problematisch 

daran ist, dass die Fachkräfte der Bereiche Therapie, Betreuung und Förderung 

                                                           
171 Vgl. Schnabel 2005, S. 41 
172 Vgl. Mitchell/Shortell 1997, S. 19ff. 
173 Vgl. Mitchell/Shortell 1997, S. 27 
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nicht oder nur begrenzt im Tätigkeitsfeld der Pflege eingesetzt werden können 

(z.B. für behandlungspflegerische Maßnahmen) und dennoch gleichwertig zur 

Berechnung der Fachkraftquote gezählt werden. Besonders in Einrichtungen, in 

denen ausschließlich Menschen mit festgestellter Pflegebedürftigkeit gemäß       

§ 14 SGB XI leben, gestaltet es sich schwierig Pflegefachkräfte mit Fachkräften 

aus den übrigen Bereichen gleichzustellen.174 Eine Differenzierung zwischen 

Einrichtungen der Altenpflege und der Eingliederungshilfe (SGB XII) ist in diesem 

Zusammenhang erstrebenswert, da der sozial- und heilpädagogischen 

Betreuung in der Arbeit mit geistig oder körperlich eingeschränkten Menschen 

ein besonders hoher Stellenwert zugeschrieben wird. Wird die NuWGPersVO, 

die nicht zwischen Einrichtungen des SGB XI und SBG XII differenziert, isoliert 

betrachtet, kann davon ausgegangen werden, dass ein/e Sozialarbeiter/in 

eine/n Altenpfleger/in ersetzt.175 Dies stellt jedoch kein unbekanntes Problem 

dar, da auch in der Vergangenheit seitens der HeimPersV nicht zwischen einer 

Fachkraft- und einer Pflegefachkraftquote unterschieden wurde.176 Die 

Vorgaben der HeimPersV, die durch die NuWGPersVO weiterentwickelt worden 

sind177, erregten hinsichtlich der Reglung zur Fachkraftquote keine 

Aufmerksamkeit. Angesichts des sich zuspitzenden Fachkräftemangels (der zum 

Inkrafttreten der HeimPersV nicht so gravierend war wie heute), wird 

befürchtet, dass verstärkt auf die Beschäftigung von Fachkräften aus anderen 

Bereichen gesetzt wird, um trotz des Mangels an Pflegefachkräften die 

Fachkraftquote von 50% erfüllen zu können.178 Die fehlende Differenzierung 

zwischen Fachkraft- und Pflegefachkraftquote, die in der NuWGPersVO durch 

die Formulierung in § 4 Abs. 1 Satz 1 noch einmal stärker hervorgehoben wird 

als in der vorherig geltenden HeimPersV, kann aus Sicht der Verfasserin auf die 

Schwierigkeit die Fachkraftquote ausschließlich mit der Beschäftigung von 

Pflegefachpersonen zu erfüllen sowie auf den Geltungsbereich des NuWGs 

                                                           
174 Vgl. Pflegekammer Niedersachsen 2019, S. 2 
175 Vgl. Pflegekammer Niedersachsen 2019, Stand: 10.05.2019 (Internet) 
176 Vgl. Wiese 2005, S. 166f. 
177 Vgl. Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (Hrsg.) 2018, 
S. 2 
178 Vgl. Pflegekammer Niedersachsen 2019, Stand: 10.05.2019 (Internet) 
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zurückgeführt werden, der auch Heime meint, in denen Menschen ohne 

behandlungspflegerischen Aufwand leben. Da die NuWGPersVO lediglich die 

ständige Anwesenheit mindestens einer Fachkraft vorschreibt (vgl. § 4 Abs.  1 

Satz 3 NuWGPersVO) und nicht normiert, welchem Bereich diese Fachkraft 

zugehört, muss die Personalverordnung zwingend im gesamtrechtlichen 

Kontext betrachtet werden, da eine Fehlinterpretierung sonst nicht 

ausgeschlossen werden kann. Durch § 5 Abs. 2 Satz 5 und Abs. 3 Satz 2 NuWG 

lässt sich erschließen, dass es sich bei § 4 Abs. 1 Satz 3 NuWGPersVO um eine 

pflegerische Fachkraft handeln muss, da die Einrichtungsleitung verpflichtet ist, 

sicherzustellen, dass die fachliche Eignung des Beschäftigten für die zu leistende 

Tätigkeit ausreicht. In einer Einrichtung, in der vorwiegend pflegebedürftige 

Menschen leben, die einen komplexen Pflegebedarf aufweisen oder auf 

Leistungen der Behandlungspflege angewiesen sind, erfüllt nur die Eignung von 

Pflegefachpersonen dieses Anforderungsprofil.179 Die besondere Beachtung, die 

die NuWGPersVO zurzeit erfährt180, ist der Aktualität der Personalbemessung 

und der Präsenz des Pflegefachkräftemangels geschuldet sowie des ab 01. April 

2019 geltenden Rahmenvertrages zur vollstationären Dauerpflege in 

Niedersachsen. Dieser bezieht sich auf die heimrechtlichen Vorschriften, was 

eine Anerkennung dieser durch die Vertragspartner bedeutet.181  

Die in Tabelle 1 aufgeführten Heimgesetze der jeweiligen Bundesländer sind ein 

Spiegel der Föderalismusreform. Kritisch zu betrachten sind die 

landesspezifischen Unterschiede der Personalverordnungen. So zählen 

beispielsweise Heilerziehungspfleger/innen in Niedersachsen zu den 

Pflegefachkräften (jedoch nicht zu den Berufsangehörigen der Heilberufe in der 

Pflege), in Badem-Württemberg hingegen zu Fachkräften. Die dortige 

Landespersonalverordnung über personelle Anforderungen für stationäre 

Einrichtungen differenziert zwischen Pflegefachkräften und Fachkräften. 

Fachkräfte werden nicht, wie in Niedersachsen, nochmals in Bereiche unterteilt. 

                                                           
179 Vgl. Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (Hrsg.) 2018, 
S. 11 
180 Vgl. Pflegekammer Niedersachsen 2019, Stand: 10.05.2019 (Internet) 
181 Vgl. Rahmenvertrag gem. § 75 Abs. 1 i. V. mit Abs. 2 SGB XI für die vollstationäre Dauerpflege, 
S. 23 
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Dort ist die in § 10 Abs. 3 Satz 4 WTPG geforderte Fachkraftquote - anders als in 

Niedersachsen - grundsätzlich durch den Einsatz von Pflegefachkräften zu 

erfüllen.182  

Die Regelung der NuWGPersVO, dass zweijährig ausgebildete 

Pflegeassistenten/innen, die in „den letzten acht Jahren mindestens drei Jahre 

lang Fachkraftaufgaben nach Anleitung wahrgenommen haben (§ 4 Abs. 2 

NuWGPersVO)“ bei der Berechnung der Fachkraftquote mit der Hälfte ihrer 

vertraglichen Arbeitszeit berücksichtigt werden, ist angesichts einer drohenden 

Dequalifizierung in der Altenpflege und der zu versorgenden Klientel 

kontraproduktiv. Der Ansatz Einrichtungen, die nachweislich entgegen 

vertraglich vereinbarter Qualitätsanforderungen gehandelt haben, durch die 

Anrechnung von Pflegeassistenten an die Fachkraftquote entgegenzukommen, 

kann nicht zu einer Professionalisierung der Altenpflege beitragen183.  Die 

Regelung in § 4 Abs. 2 stellt weder eine Berücksichtigung der spezifischen 

Bewohnerlagen, noch eine Orientierung an medizinisch-pflegerischen 

Erkenntnissen dar, wie sie in § 75 Abs. 3 Satz 2 und § 11 SGB XI gefordert werden. 

Insbesondere vor dem Hintergrund des Pflegeberufegesetzes, das zum                   

1. Januar 2020 in Kraft tritt und erstmals Vorbehaltsaufgaben für 

Pflegefachpersonen deklariert, scheint es trügerisch, die Fachkraftquote zu 

lockern. Das Pflegeberufegesetz kollidiert mit der NuWGPersVO durch die 

Bestimmungen in § 4 Abs. 3 PflBG, die es dem Arbeitgeber untersagen, 

Personen, die nicht zu den Berufsangehörigen der Heilberufe in der Pflege 

gehören, Fachkraftaufgaben zu übertragen oder deren Ausführung zu dulden.184 

Da das PflBG erst mit Beginn des Jahres 2020 in Kraft tritt, bleibt abzuwarten ob 

die Bestimmungen der NuWGPersVO bis dato an das zukünftig bundesweit 

geltende PflBG angepasst werden.  

                                                           
182 Vgl. Landespersonalverordnung über personelle Anforderungen für stationäre Einrichtungen 
(LPersVO), GBl. 2015 Nr. 25, S. 1259 
183 Vgl. Pflegekammer Niedersachsen 2019, S. 1 
184 Gesetz zur Reform der Pflegeberufe (Pflegeberufereformgesetz - PflBRefG), BGBl. I. 2017 S. 
2581  
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Der Gesetzgeber hält sich bei der Angabe von konkreten Betreuungsrelationen 

zurück und überlässt der Selbstverwaltung die Aushandlung eines individuellen 

Personalschlüssels gemäß § 75 SGB XI.185 Da diesem keine evidenzbasierten 

Daten zugrunde liegen, kann ein verstärkt wirtschaftliches Interesse der 

Verhandlungspartner nicht ausgeschlossen werden.  

 

5.2 Ausblick vor Hintergrund des Pflegefachkräftemangels  

 

Das Wohnen im Alter wird sich vom Leben in stationären Pflegeeinrichtungen 

abwenden. Der Trend geht hin zum gemeinschaftlichen Leben im Sozialraum. 

Die Rolle der Kommunen gewinnt in den letzten Jahren zunehmend an 

Bedeutung.186 Quartiere, die Teilhabe und Selbstbestimmung trotz hohem Alter 

und Krankheit gewährleisten können, bieten eine neue Perspektive, die bereits 

in diversen Projekten untersucht wurden.187 Das kommunale und 

zivilgesellschaftliche Engagement wird immer wichtiger, wenn es darum geht 

einen Heimeinzug zu vermeiden. Eine Einbettung in ein soziales Quartier mit 

innovativen Wohnkonzepten, das auf eine Vielzahl unterschiedlicher Pflege- und 

Betreuungsbedarfe ausgerichtet ist, wird von Pflegebedürftigen präferiert188 

und ist gleichzeitig politisch gewollt (vgl. § 45f SGB XI). Da das familiale 

Pflegepotenzial auf Dauer abnehmen wird189, ist ein Anstieg der Heimquote 

trotz der Weiterentwicklung neuer Wohnformen zu erwarten. Eine 

dahingehende Entwicklung soll aus politischer Sicht vermieden werden.190 

Regionale Infrastrukturanalysen weisen auf die Abwanderung junger Menschen 

besonders aus den neuen Bundesländern hin. Eine alte, teils pflegebedürftige 

Gesellschaft bleibt in den ländlichen Gebieten zurück, in denen die medizinische 

Versorgung nicht flächendeckend gewährleistet ist. Die Gründung von 

medizinischen Versorgungszentren und örtlichen Pflegekompetenzzentren, in 

                                                           
185 Vgl. Sobothe 2014, S. 3 
186 Vgl. Mazzola/Hasseler 2018, S. 106 
187 Vgl. GKV-Spitzenverband 2018, S. 6f. 
188 Vgl. Mazzola/Hasseler 2018, S. 106 
189 Vgl. Bertelsmann Stiftung (Hrsg.) 2012, S. 10 
190 Vgl. Bleck/van Rießen/Schlee 2018, S. 225 
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denen auch stationäre Pflegeeinrichtungen eingebettet sein können, gewinnt an 

Bedeutung und findet Akzeptanz in der Gesellschaft. Die 

wettbewerbsorientierten Akteure in der gesundheitlichen und pflegerischen 

Versorgung kooperieren untereinander und integrieren sich in ein 

sozialwirtschaftliches System um eine am Bedarf orientierte regionale 

Versorgung zu sichern.191 Verschiedene Szenarien zu Berechnungen des 

zukünftigen Versorgungsbedarfs kommen jedoch nicht ohne Heimplätze der 

stationären Pflegeeinrichtungen aus.192 

Mit § 113c SGB XI entsteht für die Altenpflege die Chance, sich von der historisch 

willkürlichen und ausschließlich auf Erfahrungswerten beruhenden 

Personalbemessung distanzieren zu können. Da weder die 

Personalverordnungen der Länder, noch die zugehörigen Fachkraft-Kataloge 

evidenzbasierter Herkunft sind193, wird erwartet, dass die Diskussion über die 

qualitative Zusammensetzung des Personals fortgeführt wird und auch der 

Ansatz die Fachkraftquote in eine tätigkeitsbezogene Fachkraftquote 

umzuwandeln, aufgegriffen wird. Bei der Veränderung der Fachkraftquote ist 

ein Hauptaugenmerk darauf zu legen die verbleibenden Fachkräfte nicht mehr 

zu belasten194, sowie einen Mehrwert für die Bewohner der Einrichtungen zu 

schaffen.195 

Pflegefachkräfte in der stationären Altenpflege arbeiten überwiegend in Teilzeit. 

Sie denken über einen verfrühten Berufsaustritt nach.196 Das Nutzen des 

vorhandenen Erwerbspotenzials und damit auch der längere Verbleib im Beruf, 

könnten dem Fachkräftemangel entgegenwirken.197 Vor dem Hintergrund der 

prognostizierten Arbeitseinstellung der Generation Z und folgenden 

Generationen198, weist der Arbeitsplatz in der stationären Altenpflege ein sehr 

                                                           
191 Vgl. Klie/Monzer 2018, S. 309 
192 Vgl. Bertelsmann Stiftung (Hrsg.) 2012, S. 24ff.  
193 Vgl. Vincentz Network (Hrsg.) 2017, S. 1 
194 Vgl. Landespflegekammer Rheinland-Pfalz (Hrsg.) 2017, S. 1 
195 Vgl. Vincentz Network (Hrsg.) 2017, S. 1 
196 Vgl. Haubrock 2012, S. 8  
197 Vgl. Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein 2018, S. 1 
198 Vgl. Vogt 2019, S. 52f. 
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geringes Maß an Attraktivität auf.199 Eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen 

ist unabdingbar, um die Berufsattraktivität für zukünftige Generationen bieten 

zu können.200 Schätzungen über die Entwicklung des Bedarfs an 

Pflegefachpersonen fallen unterschiedlich aus. Die Studie Pflegelandschaft 2030 

der Prognos AG aus dem Jahr 2012 schätzt eine Steigerung des Bedarfs an 

Altenpfleger/innen von 194.000 im Jahr 2009 auf 331.000 bis zum Jahr 2030.201  

Das Anwerben europäischer Pflegefachkräfte wird aus Expertenkreisen teilweise 

kritisiert.202 Südosteuropäische Länder sind in der demographischen 

Entwicklung im Vergleich zu Deutschland verzögert und werden in einigen 

Jahren ähnliche Herausforderungen bewältigen müssen.203 Die Pflegefachkräfte 

werden auf lange Sicht im eigenen Land gebraucht werden. Einige Länder 

weisen teils schon heute selbst einen Pflegefachkräftemangel auf, der durch die 

Abwanderung verstärkt wurde.204 

 

6. Zusammenfassung 

 

Die stationäre Altenpflege wird maßgeblich von den Faktoren des 

demographischen Wandels beeinflusst. Zwar verbringen alte Menschen 

durchschnittlich mehr Zeit ihres Lebens in Gesundheit und Aktivität205, jedoch 

steigt die Zahl der Pflegebedürftigen kontinuierlich an und eine umgekehrte 

Entwicklung ist trotz vielfältiger Präventionsbemühungen nicht zu erwarten.206 

Weniger als ein Viertel der Pflegebedürftigen nimmt die Langzeitpflege in einer 

stationären Einrichtung in Anspruch. Obgleich innovative Wohnformen immer 

mehr an Bedeutung gewinnen, ist ein Anstieg der Heimquote zu erwarten.207 

                                                           
199 Vgl. Vgl. Koch-Straube 1997, S. 9 
200 Vgl. ver.di 2018c, S. 9ff. 
201 Vgl. Prognos AG 2012, S. 25 
202 Vgl. Vincentz Network (Hrsg.) 2018, S. 1 
203 Vgl. Schmidt 2012b, S. 192f. 
204 Vgl. Arend 2018, S. 8 
205 Vgl. Mazzola/Hasseler 2018, S. 101 
206 Vgl. Bertelsmann Stiftung (Hrsg.) 2012, S. 10 
207 Vgl. Goberg 1997, S. 19 
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Diverse Szenarien kommen nicht ohne Heimplätze aus.208 Die Vorgaben der 

gesetzlichen Personalbemessung für Heime sind zu gering, nicht evidenzbasiert, 

nicht einheitlich209 und haben über Jahre hinweg zur Abwanderung von 

Fachkräften aus der Altenpflege210, zu einem frühzeitigen Austritt aus dem Beruf 

sowie zu einer hohen Teilzeitarbeitsquote geführt.211 Die Personalausstattung 

muss dem veränderten Versorgungsaufwand angepasst werden.212 Das 

Anforderungsprofil der Altenpflege steht im Wandel. Die medizinisch-

pflegerischen Anteile sind ebenso von Bedeutung wie die soziale Kompetenz. 

Die fehlende Evidenz in der gerontologischen Pflege unterstützt die Annahme, 

es würde kein spezifisches Wissen für die Pflege alter Menschen benötigt213, was 

sich in der Pflegeberufe-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung bereits 

wiederfindet.  Das Absenken des Ausbildungsniveaus in der Altenpflege steht 

ebenso im Widerspruch zu den Anforderungen wie eine Anrechnung der 

Pflegeassistenten zur Fachkraftquote. Die aktuellen pflegepolitischen 

Entscheidungen sowie die Entwicklungen der Personalstruktur weisen einen 

hohen Grad an Widersprüchlichkeit auf. Einerseits wächst die Gruppe der in 

Pflegeheimen tätigen Pflegefachkräfte mit akademischem Abschluss, 

andererseits verzeichnet die Gruppe der Pflegeassistenten und der Personen 

mit sonstigem (teils pflegerischen) Abschluss einen ähnlich hohen Zuwachs. Die 

Ausweitung atypischer und geringqualifizierter Beschäftigung resultiert aus dem 

hohen Kostendruck der Pflegeversicherung und dem Pflegefachkräftemangel.214 

Der Stand der Altenpflege „zwischen Professionalisierung und Prekarisierung“215 

ist auf gegensätzliche Steuerungsanreize der Politik zurückzuführen. Der Erlass 

der HeimPersV, fast 20 Jahre nach Entstehung des HeimG, macht deutlich, 

welche Schwierigkeit eine gesetzliche Personalbemessung schon damals mit sich 

brachte.216 Der DbfK bezieht sich im Positionspapier von Juni 2018 auf das 

                                                           
208 Vgl. Wüest Partner 2018, S. 16f. 
209 Vgl. Greß/Stegmüller 2016, S. 7 
210 Vgl. Zellhuber 2003, S. 86 
211 Vgl. verdi 2018c, S. 22 
212 Vgl. Zimmermann 2012, S. 41 
213 Vgl. Mazzola/Hasseler 2018, S. 102 
214 Vgl. ebd.  
215 Oschmiansky 2013, S. 423 
216 Vgl. Dahlem 1992, S. 37ff. 
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Vorhandensein einer Pflegefachkraftquote217, die Niedersächsische 

Pflegekammer auf eine pflegespezifische Fachkraftquote.218 Aus Sicht der 

Verfasserin stimmt die Annahme, es existiere eine Pflegefachkraftquote, nicht 

mit den gewonnen Ergebnissen dieser Arbeit überein. Weder durch die 25 Jahre 

lang bundesweit geltende HeimPersV, noch durch die NuWGPersVO wird eine 

Pflegefachkraftquote vorgeschrieben.219 Im Gegensatz zu Niedersachsen 

bezieht sich die Landespersonalverordnung Baden-Württembergs auf die 

Erfüllung der Fachkraftquote durch Pflegefachpersonen, von der abgewichen 

werden kann, „wenn in geringerem Umfang andere Fachkräfte entsprechend 

ihrer beruflichen Qualifizierung tatsächlich und nachweislich in der stationären 

Einrichtung beschäftigt werden.“ (§ 8 Abs. 1220) Grundsätzlich darf die 

Pflegefachkraftquote nach dieser Verordnung jedoch nicht unter 40 Prozent 

fallen (vgl. § 9 Abs. 1 Satz 3 LPersVO). Baden-Württemberg stand für die LPersVO 

in der Kritik.221 Es liegt mit seinen Reglungen jedoch über dem 

Fachlichkeitsniveau der NuWGPersVO. Die LPersVO Baden-Württembergs ist 

insofern vorbildhaft für Niedersachsen, dass eine Differenzierung zwischen 

Fachkräften und Pflegefachkräften vorgenommen wird und Vorbehaltsaufgaben 

für Pflegefachpersonen deklariert werden (vgl. § 9 Abs. 2). Die Verordnungen 

teilen die Gemeinsamkeit Pflegeassistenten bei der Berechnung der 

Fachkraftquote zu berücksichtigen, wobei Baden-Württemberg eine 

Untergrenze von 40% an Pflegefachkräften vorgibt.222  

Um eine Diskussion zu beginnen, muss zunächst ein einheitlicher Konsens über 

die Bedeutung der Fachkraftquote, geschaffen werden, der aus Sicht der 

Verfasserin bisher nicht existiert. Die Personalverordnungen der Länder müssen 

in Bezug auf die Fachlichkeit des Personals differenziert betrachtet und 

verglichen werden. Nach langer und intensiver Auseinandersetzung mit dem 

                                                           
217 Vgl. Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe 2018, S. 1 
218 Vgl. Pflegekammer Niedersachsen 2019, Stand: 10.05.2019 (Internet) 
219 Vgl. Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (Hrsg.) 2018, 
S. 10 
220 Verordnung des Sozialministeriums über personelle Anforderungen für stationäre 
Einrichtungen (Landespersonalverordnung – LPersVO) GBl. I 2015 S. 1253 
221 Vgl. Sell 2019, Stand: 30.05.2019 (Internet) 
222 Vgl. Ministerium für Soziales und Integration Baden-Württemberg (Hrsg.) 2015, S. 26f. 
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gewählten Thema, kann die Forschungsfrage dahingehend beantwortet werden, 

dass durch die NuWGPersVO eine Änderung hinsichtlich der Erfüllung der 

Fachkraftquote erfolgte. Die vertragliche Arbeitszeit von zweijährig 

ausgebildeten Pflegeassistenten, „die in den letzten acht Jahren mindestens drei 

Jahre lang Fachkraftaufgaben nach Anleitung wahrgenommen haben“                     

(§ 4     Abs. 2) werden nun mit der Hälfte in der Fachkraftquote berücksichtigt. 

Diese Änderung ist jedoch im Kern kein neuer Gedanke der NuWGPersVO. Trotz 

der in § 6 HeimPersV formulierten Ausschlussreglung, in der Hilfskräfte von den 

Fachkräften abgegrenzt werden, sieht der Runderlass des Ministeriums vom 

20.10.1994 eine ähnliche Reglung für kleine Heime (bis zu 20 Bewohner) und 

Kleinstheime vor.223 Was in der Durchführung zur HeimPersV als 

Ausnahmereglung formuliert ist, von der nur mit Zustimmung der Heimaufsicht 

Gebrauch gemacht werden kann,224 ist in der NuWGPersVO ein eigenständiger 

Absatz (vgl. § 4 Abs. 2 NuWGPersVO) entstanden, der hinsichtlich der 

angestrebten Professionalisierung in der Altenpflege nicht zielführend ist und 

zugleich die Patientensicherheit gefährden kann.225 Trotz des Grundsatzes den 

besonderen „Pflege- und Betreuungsbedarf Pflegebedürftiger mit geistigen 

Behinderungen, psychischen Erkrankungen, demenzbedingten 

Funktionsstörungen und anderen Leiden des Nervensystems zu beachten“             

(§ 75 Abs. 3 Satz 2 SGB XI), akzeptieren die Vertragspartner des 

Rahmenvertrages die verminderten Anforderungen an das vorzuhaltende 

Personal bezüglich der Erfüllung der Fachkraftquote durch Pflegeassistenten.226 

Es erfolgte daher keine Ausweitung der Fachkraftquote von Pflegefachkräften 

auf andere Fachkräfte, wie die Niedersächsische Pflegekammer in ihrem 

Positionspapier kritisiert. Die Fachkraftquote muss nicht innerhalb der 

verschiedenen Professionen erfüllt sein, da keine „Binnendifferenzierung 

innerhalb der Fachkraftquote auf Basis der in § 5 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 genannten 

                                                           
223 Vgl. Durchführung der Heimpersonalverordnung (HeimPersV) RdErl. d. MS v. 20.10.1994 Nds. 
MinBl. I 1994 S. 1536 
224 Vgl. Goberg 1997, S. 477, § 5 Rn. 2.1  
225 Vgl. Pflegekammer Niedersachsen 2019, S. 1 
226 Vgl. Rahmenvertrag gem. § 75 Abs. 1 i. V. mit Abs. 2 SGB XI für die vollstationäre Dauerpflege, 
S. 23 
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Bereiche“227 erfolgt. Die genannten Berufsabschlüsse zählten auch in der 

Vergangenheit zu den Fachkräften nach § 6 HeimPersV.228 Diese beinhaltete den 

Fachkraft-Katalog jedoch nicht (vgl. § 6 HeimPersV), aufgrund dessen aus der 

HeimPersV nicht eindeutig hervorging, dass mit der Bezeichnung Fachkraft nicht 

ausschließlich Pflegefachkräfte gemeint sind.229 Die Meinungen über die 

Fachkraftquote sind in Expertenkreisen höchst unterschiedlich230 und die 

Bedeutung der Fachkraftquote wird hinsichtlich des Begriffs Fachkraft aus den 

genannten Gründen teils verschiedenartig interpretiert.231 Die Fachzeitschrift 

Altenheim veröffentlichte bereits im Jahr 2013 einen Artikel mit dem Titel 

„Fachkraftquote – Qualitätsmaßstab oder Sackgasse?“232. Diese Diskussion 

weist heute mehr Aktualität denn je auf und wird durch § 113c zukünftig auf ein 

neues Niveau gehoben.  

Die Anforderungen an die Vertragsparteien nach § 113c, die mit der Entwicklung 

und Erprobung eines wissenschaftlich basierten Systems zur 

Personalbedarfsermittlung beauftragt wurden, weisen einen hohen Grad an 

Komplexität auf. Aufgrund der Vielzahl der im Gesundheits- und Pflegewesen 

tätigen Akteure kreuzen diverse Interessenslinien das Spannungsfeld der 

stationären Altenpflege und der Personalausstattung.233 Finanzielle Aspekte 

müssen ebenso berücksichtigt werden wie ethische Gesichtspunkte und die 

Gewährleistung einer qualitativ hochwertigen pflegerischen Versorgung. 

Utopische Forderungen könnten zu einem Verlust der Ernsthaftigkeit und somit 

zu einem Abbruch der Diskussion führen, insbesondere vor dem Hintergrund, 

dass bisher nur die Entwicklung und Erprobung jedoch nicht die verpflichtende 

Anwendung gesetzlich festgeschrieben wurde.234  

                                                           
227 Vgl. Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (Hrsg.) 2018, 
S. 10 
228 Vgl. Durchführung der Heimpersonalverordnung (HeimPersV) RdErl. d. MS v. 20.10.1994 Nds. 
MinBl. I 1994 S. 1536 
229 Vgl. Goberg 1997, S. 481, § 6 Rn. 3 
230 Vgl. Vincentz Network (Hrsg.) 2017, S. 1 
231 Vgl. Sell 2019, Stand: 30.05.2019 (Internet) 
232 Vgl. Vincentz Network (Hrsg.) 2019, Stand: 02.04.2013 (Internet)   
233 Vgl. von Kardorff 2002, S. 4 
234 Vgl. Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages 2018, S. 28 
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Zweifelsohne stellen die Pflegekräfte das höchste Kapital der 

Pflegeeinrichtungen dar235. Der Umgang mit human ressources, die nur begrenzt 

zur Verfügung stehen, verlangt ein hohes Maß an Sensibilität. Die Gesundheit 

und Leistungsfähigkeit der Pflegekräfte haben erheblichen Einfluss auf die 

Qualität der Versorgung und stellen somit eine absolute Priorität dar.236 Eine 

wichtige Erkenntnis, die in der verwendeten Literatur kaum beschrieben ist, liegt 

darin dass die Fachkraftquote zum qualifikationsfernen Einsatz von 

Pflegefachkräften führen kann. Aufgrund ihres hohen Gesamtstellenanteils, 

werden Pflegefachkräfte zwangsläufig für andere, fachfremde Tätigkeiten 

eingesetzt, die in einem Heim anfallen. Eine Flexibilisierung der Fachkraftquote 

hinzu einer tätigkeitsbezogenen Fachkraftquote kann einerseits die Chance 

bieten die Qualität der behandlungspflegerischen Versorgung zu erhöhen und 

gleichzeitig den Bedarf an Pflegefachpersonen zu senken. Andererseits kann ein 

tätigkeitsbezogener Einsatz von Pflegefachkräften dazu führen, dass der 

ganzheitlich zu betrachtende Pflegeprozesses taylorisiert wird237 und Bewohner 

ohne komplexen Pflegebedarf keinen Kontakt mehr zu Pflegefachpersonen 

haben. Den Vertragspartnern nach § 113c SGB XI steht die Aufgabe bevor, 

angesichts sich verändernder Versorgungsbedarfe einen Fachkräfteeinsatz zu 

definieren, der trotz des Fachkräftemangels erfüllt werden kann. Eine eindeutige 

Differenzierung zwischen Fachkraft und Pflegefachkraft hinsichtlich der 

gesetzlichen Vorgaben ist aus Sicht der Verfasserin unabdingbar.  

 

 

 

 

 

                                                           
235 Getta/Schnabel 2003, S. 193 
236 Vgl. Weiß 2012, S. 102f. 
237 Vgl. Sell 2019, Stand: 30.05.2019 (Internet)  
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